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Zu Beginn stand ein Titel: „Zukunftsfähige Quartiersentwicklung 
mit Baugemeinschaften“ verbunden mit der Idee eines partizipati-
ven Planungsprozesses – einer neuen Perspektive für den „Wohn-
park Am Ebenberg“. Im Jahr 2012 bereiteten Politik und Verwal-
tung dazu den Weg auf dem letzten großen militärischen Kon-
versionsgelände Landaus, in der Hoffnung, das Projekt mit viel
gestaltigem Leben zu füllen. Die überaus hohe Nachfrage übertraf 
alle unsere Erwartungen! Neun private Baugemeinschaften haben 
seitdem die Chance genutzt, ihre ganz persönlichen Antworten 
auf aktuelle wohnbauliche Fragen zu formulieren, wie die der Be-
wältigung des demografischen Wandels, der Schaffung von 	

bezahlbarem Wohnraums in der Stadt, des Klimawandels und der individuellen und doch gemein-
schaftlichen Architektursprache und Wohnkultur. 

Der Weg gemeinsamen Planens und Bauens war nicht immer einfach, es waren Höhen und Tie-
fen und viele Diskussionsprozesse zu durchleben. Die Landauer Ergebnisse zeigen aber, wie sehr 
es sich lohnt! Aus einem hoffnungsvoll formulierten Titel wurde eine für Landau und ganz Rhein-
land-Pfalz beispielhafte Nachbarschaft, gestaltet mit und für die dort nun lebenden Menschen. 
Zukunftsfähig ist es in vielerlei Hinsicht: in seiner städtebaulichen und architektonischen Qualität, 
seinen energetisch nachhaltigen Bau- und Wohnkonzepten, seiner bedarfsgerechten Wohnraum-
gestaltung und nicht zuletzt im Sinne guter Haus- und Quartiersgemeinschaften. 

Aufbauend auf den Erfahrungen der letzten fünf Jahre soll das vorliegende Buch neben der Doku-
mentation insbesondere Inspiration, Mutmacher und Werkzeug sein für die Quartiersentwicklung 
mit Baugemeinschaften als ein wertvoller Baustein der integrierten Stadtentwicklung. 

Wir danken allen, die sich mit uns auf den Weg gemacht haben, ausdrücklich für ihr Engagement 
und ihre Ausdauer zu Gunsten eines lebenswerten Wohnumfeldes!

Landau in der Pfalz, im Juni 2017

		
Thomas Hirsch					     Dr. Maximilian Ingenthron
Oberbürgermeister der Stadt Landau in der Pfalz		  Bürgermeister der Stadt Landau in der Pfalz		
	

Vorwort
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Die Anforderungen an das Wohnen sind einem stetigen Wandel unter
worfen. Die Bedürfnisse haben sich in den letzten Jahrzehnten verän-
dert und die Ansprüche an das Wohnen und ein gutes Wohnumfeld 
sind gewachsen. Die individuellen Vorstellungen sind daher sehr unter-
schiedlich und doch gibt es viele Gemeinsamkeiten.

Das Land Rheinland-Pfalz hat sich in der Wohnungspolitik gut aufge-
stellt. So werden die Programme der Sozialen Wohnraumförderung ste-
tig den aktuellen Anforderungen angepasst. Zahlreiche Modellprojekte 
aus unserem Programm Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 
(ExWoSt) geben schließlich Aufschluss darüber, wie man das Wohnan-

gebot in Rheinland-Pfalz noch weiter verbessern kann. Wohnen bedeutet Vielfalt – gemeinschaftlich, 
genossenschaftlich wohnen, als Single oder als Familie, barrierefrei oder auch in einer Pflege-WG.

Die Stadt Landau hat auf dem ehemaligen Kasernenareal die Chance genutzt und das zukunftsfähi-
ge Quartier „Wohnpark Am Ebenberg“ entwickelt. Speziell für Baugemeinschaften wurden Grund
stücke reserviert und ein vorbildlicher gemeinschaftlicher Prozess geführt. Neun unterschiedliche Bau-
gemeinschaftsprojekte sind schließlich entstanden, die in ihren Ansätzen modellhaft und zugleich 
übertragbar sind.

Das Projekt „Zukunftsfähige Quartiersentwicklung mit Baugemeinschaften“ wurde von meinem Haus 
mit Mitteln aus dem ExWoSt-Programm finanziell unterstützt, um das Thema der Baugemeinschaften 
in Rheinland-Pfalz stärker zu etablieren. Ich hoffe, dass dieses Modell in Rheinland-Pfalz Schule macht 
und noch mehr individuell-gemeinschaftlicher Wohnraum entstehen wird. 

Die Attraktivität und das Lebensgefühl einer Stadt oder eines Quartiers lassen sich nicht nur an einer 
guten Architektur ablesen. Es ist mehr, es ist gelebte Baukultur, die uns ein Identitätsgefühl, ein Ge-
fühl von Heimat vermittelt. Das wurde meines Erachtens hier in Landau erreicht.

Ich wünsche allen jetzigen und zukünftigen Bewohnerinnen und Bewohnern alles Gute für ein ge-
meinsames Wohnen in diesem schönen neuen Quartier.

Doris Ahnen
Finanz- und Bauministerin des Landes Rheinland-Pfalz

Grußwort
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Bürgerschaftliches Bauen hat in den letzten Jah-
ren zunehmend an Beliebtheit gewonnen. In vie-
len Städten haben sich Menschen zusammenge-
funden, um gemeinsam ein Wohnhaus nach ih-
ren individuellen Wohnvorstellungen zu bauen. 
Die Städte wiederum finden in den Baugemein-
schaften attraktive Partner für eine soziale und 
ökologische Quartiersentwicklung. 

In Landau in der Pfalz hat sich in den letzten Jah-
ren das bürgerschaftliche Bauen in Gemeinschaft 
durchgesetzt, das nicht nur für Rheinland-Pfalz 
vorbildlich erscheint. Im „Wohnpark Am Eben-
berg“ wurden für Baugemeinschaften Grund-
stücke bereitgestellt und der Planungs- und Bau-
prozess von der Stadtverwaltung und vom Land 
Rheinland-Pfalz aktiv unterstützt. So konnte sich 
eine Stadtentwicklung entfalten, die Ausdruck 	
einer partizipativen Baukultur ist. 

Die Gründe für diese Entwicklung sind nachvoll-
ziehbar: Vor dem Hintergrund des angespannten 
örtlichen Wohnungsmarktes stellt die Förderung 
der bedarfsgerechten Wohnraumversorgung ein 
wichtiges Handlungsfeld innerhalb der Landauer 
Wohnraumstrategie dar. Baugemeinschaften eig-

nen sich besonders gut zur Realisierung indivi
dueller Wohnwünsche. Für junge Familien stellen 
sie Möglichkeiten zur Wohneigentumsbildung dar 
und für ältere Menschen zeigen sich Perspektiven 
barrierefreien, komfortablen Wohnens in einem 
nachbarschaftsorientierten Quartier. Entscheidend 
ist, dass individuelle Wohnkonzepte zu tragbaren 
Kosten in guter Nachbarschaft im städtischen 
Umfeld ermöglicht werden. 

Gerade der Geschosswohnungsbau bietet auf-
grund der wenigen notwendigen Festlegungen – 
wie Erschließung, Tragkonstruktion, Installations-
schächte und Fassadengestaltung – sehr gute 
Möglichkeiten zur Realisierung individueller 
Grundrisse. Ideen und Wünsche können bereits 
zu Planungsbeginn oder im weiteren Verlauf des 
Verfahrens einfließen, während bei Bauträger
projekten früh notwendige Fixierungen den Spiel-
raum begrenzen und Änderungen kostspielig 
werden lassen. Baugemeinschaftsprojekte sind 
von den vielfältigen Bedürfnissen und Möglich
keiten der Bewohner geprägt: Es gibt Kombinati-
onen von Wohnen und Arbeiten, die insbeson
dere für junge Familien attraktiv sein können, 
oder auch Wohnungen, die sich nach dem Aus-
zug der Kinder in zwei Einheiten aufteilen lassen. 
Somit entstehen durch Baugemeinschaftsprozesse 
auf die künftigen Nutzer individuell zugeschnitte-
ne Wohnmodelle, die standardisierte Bauträger-
projekte nicht bieten können. 

I. 	Der Landauer Weg des bürgerschaftlichen Bauens

1.	Bürgerinnen und Bürger bauen in Baugemeinschaften – eine Einleitung

Baugemeinschaften eignen sich besonders gut zur Realisierung 

individueller Wohnwünsche. 
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Dank der bedarfsgerechten Planung mit den zu-
künftigen Bewohnern kann die gewünschte Nut-
zung oft auch auf einer kleineren Fläche realisiert 
werden. Dies hilft ebenfalls, Kosten zu sparen. Die 
Entscheidungen werden unter Berücksichtigung 
von langfristigen Kriterien gefällt, wie Haltbarkeit 
von Materialien, Energieverbrauch oder auch 
Wartungskosten. In den meisten Fällen werden 
die Grunderwerbssteuer und Notarkosten nur auf 
den Grundstückskostenanteil erhoben. Wagnis- 
und Gewinnzuschläge entfallen. Baugemeinschaf-
ten können auf diese Weise insgesamt Kostenvor-
teile gegenüber Bauträgerprojekten in einer Grö-
ßenordnung bis zu zwanzig Prozent erreichen.

Baugemeinschaften entwickeln sehr unterschied
liche Wohnkonzepte. Während einige Gruppen 
hohe Ansprüche an das gemeinsame Wohnen 
stellen und Wert auf Gemeinschaftseinrichtungen 
legen, sind andere Baugemeinschaften eher prag-
matisch geprägt. Die Mitglieder wollen dann vor 
allem ihre eigenen Vorstellungen kostengünstig 
umsetzen. In jedem Fall lassen die gemeinschaft
lichen Entscheidungsprozesse in der Planungs- 
und Bauphase vertraute und gut funktionierende 
Nachbarschaften entstehen. 

Baugemeinschaften stellen auch einen Weg zur 
individuellen Wohneigentumsbildung dar. Neben 
diesen eigentumsorientierten Formen des ge-
meinschaftlichen Wohnens gibt es in Landau 

auch genossenschaftliche Wohnprojekte. Eine 
junge Baugenossenschaft ist der „Generationen-
hof Landau“ (Gehola) nordöstlich der Altstadt 
an der Haardtstraße. In unmittelbarer Nachbar-
schaft entsteht ein weiteres genossenschaftlich 
geprägtes Wohnprojekt „Gemeinschaftlich Woh-
nen in Landau“ (GeWoLD). 

Voraussetzung für das Engagement in einer Bau-
gemeinschaft oder einem Wohnprojekt ist die 
Lust auf einen gemeinsamen Weg mit teilweise 
noch offenen Ergebnissen, ebenso eine gewisse 
Kompromissfähigkeit und die Bereitschaft, sich 
auf einen Prozess einzulassen, der deutlich länger 
dauert als der Kauf einer von einem herkömmli-
chen Bauträger projektierten oder bereits im Bau 
befindlichen Immobilie. In Baugemeinschaftspro-
jekten gibt es keinen Festpreis. Dieses wirtschaft
liche Risiko kann durch die vorgenannten Vor
züge, eine solide Kalkulation und projektbeglei-
tendes Kostencontrolling minimiert werden.

Die meisten Mitbauenden wachsen in diesen Pro-
zess hinein. Zunächst gründet sich eine noch un-
verbindliche Interessentengemeinschaft, die – 
evtl. bereits gemeinsam mit hinzugezogenen Pla-
nern – die Projektidee in Grundzügen entwickelt. 
Um eine konkrete Planung zu beauftragen, wird 
dann eine Planungsgesellschaft gegründet. Die 
Planungskosten werden über Einlagen bestritten, 
die jede Partei in diese Gesellschaft einbringt. 	

Q
ue

lle
: P

fa
lz

-E
xp

re
ss

.d
e/

D
es

iré
e 

A
hm

e

Fo
to

: P
ic

as
a



10

Sie besteht nur bis zum Grundstückskauf, die 
Baugesellschaft kauft das Grundstück und reali
siert das Gebäude. Im „Wohnpark Am Eben-
berg“ gibt es Baugemeinschaften nicht nur für 
Geschosswohnungsbau, sondern auch für Ein-
familienhäuser in Form von Doppelhäusern und 
Reihenhäusern. Beim Geschosswohnungsbau hat 
am Ende jede Einheit den Status einer Eigentums-
wohnung, das Wohnungseigentumsgesetz regelt 
Unterhalt und Verwaltung des gesamten Wohn-
gebäudes.

Für die Städte stellen Baugemeinschaften verläss-
liche Partner dar. Sie tragen die städtebaulichen 
Entwicklungen mit, bekennen sich zur Stadt und 
sind in hohem Maße engagiert. Das vielfältige An-
gebot der Baugemeinschaften und Wohnprojekte 
macht das Leben in der Stadt wieder attraktiver: 
Viele ältere Menschen haben Landau zur Wahl-
heimat gemacht oder sind wieder nach Landau 
zurückgekehrt, vielen jüngeren Familien bieten 
die Baugemeinschaften Perspektiven für ein maß-
geschneidertes Wohnen in der Stadt – und nicht 
in den Einfamilienhäusern des Umlands.

Eine partizipative Baukultur kann eine Stadt lang-
fristig prägen. Sie trägt dazu bei, dass lebendige 
und gestalterisch anspruchsvolle Stadtquartiere 
entstehen, insbesondere auch in innerstädtischen 
Entwicklungsbereichen. Der gegenüber Bauträ-
gerprojekten höhere organisatorische Aufwand 

für die Kommunalverwaltung – von der Bereit-
stellung der Grundstücke über die Organisation 
des Vergabeverfahrens bis zur Begleitung der Pla-
nungsprozesse – ist eine lohnende Investition in 
eine nachhaltige Urbanität.

Das Land Rheinland-Pfalz fördert innovative Mo-
dellprojekte mit dem Programm Experimenteller 
Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt). Mit ExWoSt 
Mitteln wurde auch der Prozess der zukunftsfähi-
gen Quartiersentwicklung mit Baugemeinschaf-
ten in Landau in der Pfalz unterstützt. Neben an-
deren begleitenden Maßnahmen wurden die För-
dermittel für die externe Prozessbegleitung und 
Evaluation verwendet. Mitte 2014 wurde dazu 
seitens der Stadt Landau das Büro Pesch Partner 
aus Stuttgart in Zusammenarbeit mit der b2 Bera-
tungsgesellschaft Baugemeinschaften aus Tübin-
gen beauftragt. 

Das vorliegende Buch analysiert und dokumen-
tiert den Landauer Weg des Bauens mit Bauge-
meinschaften und nennt die Rahmenbedingun-
gen für das Bauen mit Baugemeinschaften in 
Landau, die Grundlagen für das bürgerschaftli-
che Bauen im „Wohnpark Am Ebenberg“ wur-
den. Mit verschiedenen Beteiligungsprozessen 
(Dialog Baukultur, stadt.weiter.bauen. Perspek-
tiven für Landau und die Region etc.), aber auch 
mit dem ersten Wohnprojekt in der Haardtstraße, 
wurden erste Schritte unternommen, die dann in 

I. Der Landauer Weg des bürgerschaftlichen Bauens
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eine große partizipative Quartiersentwicklung im 
Wohnpark mündeten. Der Zeitstrahl im nächsten 
Kapitel gibt einen guten Überblick über die ver-
schiedenen Stationen – vom Planungsbeginn bis 
zum Bezug des neuen Wohnquartiers. Eine gro-
ße Aufgabe, aber auch eine große Chance für 
die Realisierung von Baugemeinschaftsprojekten 
stellte die Entwicklung der Konversionsflächen 
in Landau dar. Daher wird die Entwicklung und 
das städtebauliche Konzept des ehemaligen Ka-
sernengeländes „Estienne et Foch“ zum „Wohn-
park Am Ebenberg“ vorgestellt. Hier wurden Bau-
gemeinschaften zu Pionieren der Bebauung des 
neuen Stadtquartiers. 

Die Landauer Baugemeinschaftsprojekte zeigen, 
dass unterschiedliche gemeinschaftliche Lebens-
formen ihren Raum finden können. Um die Plu-
ralität des Bauens klarer aufzuzeigen, wird mit ei-
ner Matrix die Struktur der Gebäude- und Grund-
rissvielfalt nebeneinander dargestellt. Anschaulich 
kann so ein Vergleich der verschiedenen Wohn-
projekte erfolgen. Nach der Gebäudematrix wer-
den die verschiedenen Projekte – geordnet nach 
den Haus- und Wohnungstypen – vorgestellt. 

Im Rahmen der Prozessbegleitung wurden die 
Baugemeinschaften während der Bauphase und 
nach dem Einzug in die neuen Wohnungen be-
fragt. Die komprimierten Ergebnisse der Befra-
gung zeigen, mit welchen Hoffnungen und Chan-

cen das Bauen in Gemeinschaft verbunden ist. Sie 
berichten aber auch vom Mut zum Experiment, 
das die Bauenden gemeinsam mit der Stadt Lan
dau wagten. 

Das Bauen mit Baugemeinschaften in Landau ist, 
wie Ministerin Doris Ahnen bei einer Grundstein-
legung hervorhob, vorbildlich für das Land Rhein-
land-Pfalz geworden. Der Landauer Projekt kann 
deshalb auch als Modell einer möglichen Entwick-
lung gelten.

Die Landauer Erfahrungen können für andere 
Städte hilfreich sein, die ebenfalls beabsichtigen, 
das Bauen in Baugemeinschaften zu unterstüt-
zen. Dieses Buch enthält deshalb auch ein „Kom-
pendium des Bauens mit Gemeinschaften“, das 
die Landauer Verfahren strukturiert, mit Erfahrun-
gen anderer Städte ergänzt und zu einem „Werk-
zeugkasten“ zusammenfasst. Ergänzend dazu 
wird in grafisch herausgehobener Form auf wich-
tige Aspekte verwiesen, wie beispielsweise Mög-
lichkeiten der Förderung durch das Land Rhein-
land-Pfalz.

Praktische Hinweise, wie eine Liste mit weiterfüh-
render Literatur und Adressen von fachlichen An-
sprechpartnern, beschließen dieses Buch.

Matthias Gütschow, Gerd Kuhn und 		
Philip Schmal

links: 
stadt.weiter.bauen. 
Abschlussrundgang

rechts: 
Grundsteinlegung
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2.1	 Dialog Baukultur Landau
Um die Bürgerinnen und Bürger aktiv bei ihren 
Bauvorhaben zu unterstützen, hat die Stadt Lan
dau in der Pfalz in den vergangenen Jahren eine 
intensive Planungs- und Beteiligungskultur etab-
liert. Im Jahr 2004 wurde z. B. der „Dialog Bau-
kultur Landau“ ins Leben gerufen, mit zahlrei-
chen Ausstellungen, Veranstaltungen und Fach-
vorträgen. So fand am 20. Oktober 2005 auf 	
Anregungen aus der Bürgerschaft hin eine Ver
anstaltung zum Thema „Bürger als Bauherren, 	
Bauen mit Baugemeinschaften“ statt. Ein weite-
res Beispiel für bürgerschaftliches Engagement ist 
die Initiative des Vereins „AKTIV ALTERN – ge
meinsame Zukunft für Jung und Alt e.V.“, die 
zum Bau des „Generationenhofs Landau“ führte. 

Ursprünglich sollte ein Neubau im Stadtumbau
gebiet Östliche Innenstadt auf dem ehemaligen 
Baubetriebsamtsgelände errichtet werden. Im 
Verlauf des Werkstattprozesses und des Wettbe-
werbs erhielt jedoch ein Bauträger den Zuschlag 

für die westliche Teilfläche. Als Konsequenz wur-
de die Fläche an der Haardtstraße für Baugruppen 
reserviert. Da sich der Werkstatt-Prozess in Hin-
blick auf eine qualifizierte Bebauung bewährt 	
hatte, wurde auch für die Entwicklung der Fläche 
an der Haardtstraße ein solcher Prozess der akti-
vierenden Beteiligung durchgeführt.

Das Projekt Stadtumbau Östliche Innenstadt ist 
ein weiterer Baustein innerhalb des „Dialogs Bau-
kultur Landau“. Die Stadt Landau in der Pfalz hat 
im Jahr 2004 an dem landesweiten Wettbewerbs-
verfahren „Werkstatt Innenstadt Rheinland-Pfalz“ 
teilgenommen. Im Rahmen des Wettbewerbs soll-
ten beispielgebende Projekte und Strategien zur 
Sicherung der Vielfalt urbaner Kernbereiche ge-
funden werden. Mit dem Beitrag „Stadtboulevard 
Ostbahnstraße – Stadtbaustein mit Entwicklungs-
impulsen“ hat die Stadt Landau in der Pfalz den 
1. Preis in der Kategorie „Städte über 30.000 Ein-
wohner“ gewonnen. Im Anschluss an das Wett-
bewerbsverfahren wurde ein breit aufgestellter 
Beteiligungsprozess gestartet.  Anlieger, Eigen
tümer und Investoren diskutierten gemeinsam 
mit der Stadt, wie die Ostbahnstraße zum „Stadt
boulevard“ umgestaltet werden kann. Auch die 
angrenzenden Stadtbausteine wurden in Form 
von Projektwerkstätten mit den Akteuren ent-
wickelt. Mit dem förmlichen Beschluss als Stadt
umbaugebiet im Jahr 2009 wurde die rechtliche 

2.	Wege zum neuen Bauen

Um die Bürgerinnen und Bürger aktiv bei ihren Bauvorhaben zu 

unterstützen, hat die Stadt Landau in der Pfalz in den vergan­

genen Jahren eine intensive Planungs- und Beteiligungskultur 

etabliert.
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Kooperativer Planungsprozess in Landau
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Grundlage zur Umsetzung des städtebaulichen 
Entwicklungskonzepts und dem damit verbunde-
nen Einsatz von Städtebaufördermitteln geschaf-
fen. 

2.2 Konversion – Eine Chance für Landau
Nach dem Zweiten Weltkrieg war die Stadt 
Landau rund ein halbes Jahrhundert lang der 
größte französische Garnisonsstandort in der 
Pfalz. Die zeitweise etwa 3.000 Soldaten waren 
in drei großen Kasernen stationiert. Nachdem 
das französische Militär Ende der 1990er Jahre 
vollständig abgezogen war, gingen die Liegen-
schaften nach und nach in das Eigentum der 
Stadt über. Die Stadt Landau stand vor der Auf-
gabe, rund 330 Hektar an ehemaligen militäri-
schen Flächen, die zuvor nicht öffentlich zugäng-
lich waren, einer zukunftsfähigen zivilen Nach-
nutzung zuzuführen und sie in die bestehenden 
Stadtstrukturen zu integrieren.

Die Konversion der zahlreichen ehemals militä
rischen Liegenschaften stellt eine besondere Her-
ausforderung für die Landauer Stadtentwicklung 
dar. Neben kleineren innerstädtischen Militärlie-

genschaften (Hafermagazin, ehemaliges Gefäng-
nis etc.) prägten bis zum Abzug der französischen 
Truppen drei große, ursprünglich bayerische Ka-
sernen, gebaut im ausgehenden 19. Jahrhundert, 
die Garnisonsstadt. 

Bei der Konversion der Kasernengebiete beschritt 
die Stadt unterschiedliche Wege. So wurden die 
ehemaligen Wohnsiedlungen Cité Montclar oder 
Ile de France an verschiedene Firmen und zur Sa-
nierung an private Bauträger veräußert. Das be-
reits Mitte der 1990er Jahre freigezogene Lazarett 
mit seinem historischen Baubestand wurde durch 
einen privaten Bauträger behutsam instandge-
setzt und an zeitgemäße Wohnstandards ange-
passt.

Die ehemalige Kaserne „Mangin“, auf der sich 
heute das „Quartier Vauban“ befindet, zählte mit 
der Kaserne „Estienne et Foch“, auf der zurzeit 
der „Wohnpark Am Ebenberg“ entsteht, mit 
15 ha zu den größten Liegenschaften. Auf den 
frei geräumten Flächen der ehemaligen Kaserne 
„Mangin“ wurde mit Ausnahme einiger denk-
malgeschützter Bestandsgebäude, in denen u. a. 
pädagogische Einrichtungen (Waldorfkindergar
ten und eine Montessori-Schule) untergebracht 
wurden, ein neues städtisches Wohnquartier ent-
wickelt. Ab 2000 errichteten Bauträger im ersten 
Bauabschnitt zumeist Einzelhäuser. Für die Bau
abschnitte 2 und 3 entwickelte das „Landauer 

2.  Wege zum neuen Bauen

Die Konversion der zahlreichen ehemals militärischen 

Liegenschaften stellt eine besondere Herausforderung für die 

Landauer Stadtentwicklung dar. 
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Ehemalige französische 
Militärareale in Landau

Luftbild des Quartiers Vauban (2010)
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Architektenforum“ – sieben Architekten- und 
Bauträgerteams gemeinsam mit dem städtischen 
Bauamt und der DSK Deutsche Stadt- und Grund
stücksentwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(im Folgenden DSK genannt) als Treuhänder – 
städtebauliche und gestalterische Vorgaben, etwa 
zur Stellung der Hauptbaukörper und Nebenge-
bäude, zur Grundflächenzahl oder der Gestaltung 
der Außenanlagen. Ergänzend zu den Festsetzun-

gen des Bebauungsplans galten diese Vorgaben 
als verbindlich und damit als Voraussetzung zum 
Erwerb der Grundstücke. In diesen Bauabschnit-
ten dominierten ab 2002 Doppel- und Reihen-
haustypen. 

Die Stadtverwaltung Landau zeigte sich im 
„Quartier Vauban“ offen, Initiativen zur Bildung 
von Interessengemeinschaften, als Vorstufen für 
spätere Baugemeinschaften, zu unterstützen. 

Dennoch gelang es nicht, im „Quartier Vauban“ 
Baugemeinschaften zu etablieren. Um die Domi-
nanz gewerblicher Bauträger abzuschwächen 
und eine größere Vielfalt an Wohnprojekten zu 
realisieren, wurden in den beiden letzten Bauab-
schnitten Einzelbauherren, die mit eigenen Ar-
chitekten planten und bauten, gezielt unter-
stützt. Im „Quartier Vauban“ zeigten sich die 
Grenzen des Planungsansatzes nach dem Leitbild 
eines „gartenbezogenen Wohnens“. Durch die 
Unterstützung individueller Bauherren konnte 
sinnvoll auf die Bedürfnisse der Hausbauer ein-
gegangen werden, jedoch die vorgegebene sehr 
niedrige Dichte und die bevorzugten Haustypen 
erschwerten das kompakte Bauen in der Ge-
meinschaft.

Die Schwierigkeiten bei der Realisierung von 
Baugemeinschaftsprojekten im „Quartier Vau-
ban“ zeigen, dass für gemeinschaftliche Bau
projekte eine besonders intensive Betreuung der 
Interessenten und eine breite Öffentlichkeitsar-
beit notwendig sind. Für den neuen „Wohnpark 
Am Ebenberg“ galt es daher, neue Beteiligungs-
verfahren zu entwickeln und das gemeinschaft-
liche Bauen zunächst in ausgewählten Teilbe
reichen umzusetzen.

2. Wege zum neuen Bauen

Für den neuen „Wohnpark Am Ebenberg“ galt es daher, neue 

Beteiligungsverfahren zu entwickeln und das gemeinschaftliche 

Bauen zunächst in ausgewählten Teilbereichen umzusetzen.
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„Wohnpark Am Ebenberg“ mit 
dem Südpark (September 2014)
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2.3	 Gemeinschaftliche Quartiersentwicklung in Landau | Eine Chronologie

Bauen in Gemeinschaft in Landau in der Pfalz

Zukunftsfähige Quartiersentwicklung mit Baugemeinschaften im "Wohnpark Am Ebenberg"

Quartiersentwicklung Vauban: Erste Ansätze des gemeinschaftlichen 
Planens.

Dialog Baukultur Landau: Auftakt einer umfassenden Planungs- und 
Beteiligungskultur.

Auftakt Masterplan Haardtstraße: Start des ersten kooperativen 	
Planungsprozesses.

Veranstaltung „Bürger als Bauherren, Bauen mit Baugemeinschaf-
ten“: Bauen in Gemeinschaft wird als Thema bekannt.

Gründung der Genossenschaft LAWOGE eG: Aus Ideen werden 	
konkrete Organisationsformen.

Beschluss städtebauliche Entwicklungsmaßnahme Kaserne „Estienne 
et Foch“: Planungsauftakt des „Wohnparks Am Ebenberg“.

15. Mai
Beschluss Bauausschuss: Ausweisen von Flächen für Baugemeinschaf-
ten im „Wohnpark Am Ebenberg“.

22. September
Start Realisierung Generationenhof Landau (GEHOLA): Umsetzung 
des ersten gemeinschaftlichen Wohnprojekts durch die LAWOGE eG 
in der Haardtstraße.

Auftaktveranstaltung Baugemeinschaften im „Wohnpark Am Eben-
bergim Rahmen der Rheinland-Pfälzischen Aktionswoche Wohnen

5. Dezember

Gründung der Planungsgemeinschaft GeWoLD – zweites genossen-
schaftliches Wohnprojekt in der Haardtstraße.

Fertigstellung Rahmenplan „Estienne et Foch“ (künftiger „Wohnpark 
Am Ebenberg“): Die Grundlage der Quartiersentwicklung steht.

Beschluss Flächenausweisung für Baugemeinschaften im „Wohnpark 
Am Ebenberg“: Der Bauausschuss schafft die politischen Vorausset-
zungen.

Auftaktveranstaltung „Baugemeinschaften im „Wohnpark Am Eben-
berg“: Die Nachfrage und Vielfalt der Baugruppen übertrifft die Er-
wartungen.

Rückfragenkolloquium zur Vorbereitung der Optionsbewerbungen.

Workshop zur Vorbereitung der Optionsvergabe der Grundstücke. 

8. August
Rückfragenkolloquium anlässlich der Verschiebung der Landesgarten
schau.

21. September

Beschluss Quartiersentwicklung mit Baugemeinschaften: Aufgrund 
der großen Nachfrage wird das Angebot an Bauflächen für Bauge-
meinschaften auf ein Quartier mit rund 3 ha Größe erweitert (erste 
Grundstücksoptionen).

Verschiebung der Landesgartenschau: Aufgrund umfangreicher Bom-
benfunde wird die Landesgartenschau um ein Jahr verschoben.

Workshop/Marktplatz der Ideen: „Wie wollen wir wohnen?”

Informationsveranstaltung Kampfmittelräumung im „Wohnpark Am 
Ebenberg“.

Workshop/Marktplatz der Ideen: „Wir bauen unser Quartier“.

2004

2002

2005

2008

2009

2012

2013

23. Februar

16. November
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2014

2015

2016

2017

18. Februar
Marktplatz der Ideen: Die Baugemeinschaften stellen sich vor.

Informationsveranstaltung zum Thema Geländehebungen durch 	
Geothermie.

9. Oktober

Inkrafttreten des Bebauungsplans C25 als Planungsgrundlage des 
"Wohnparks Am Ebenberg".

Planungs- und Konstituierungsphase: 10 Planungsgemeinschaften ha-
ben sich gegründet.

Start Realisierung der Baugemeinschaften: 			 
Insgesamt 6 Baugemeinschaften tätigen den Grunderwerb und star-
ten die Realisierung

1. Grundsteinlegung: Solaris II, Westend, Wohnpark 1.

Start der Prozessbegleitung „Zukunftsfähige Quartiersentwicklung 	
mit Baugemeinschaften" im „Wohnpark Am Ebenberg".

8. Dezember
Öffentlicher Auftakt der Prozessbegleitung mit persönlicher 		
Präsen-	 tation aller Planungs- und Baugemeinschaften.

25. Februar

Rückfragenkolloquium „Was passiert in unserem Quartier?“  
– zielführende Entscheidungsprozesse und effektive Organisa-	
tionsstrukturen.

7. Mai

Durchführung der vierten Landesgartenschau Rheinland- Pfalz auf 
Teilflächen des „Wohnparks Am Ebenberg“: Gestaltung des öffent
lichen Freiraums durch die Landesgartenschau.

Fertigstellung der Überarbeitung des Rahmenplans, der Gestaltungs
fibel und der Gestaltungssatzung als gestalterische Grundlage.

2. Realisierungsschritt: Zwei weitere Baugemeinschaften tätigen den 
Grunderwerb und starten die Realisierung.

Vernissage Ausstellung „Bürgerhäuser neu gedacht – Baugemein
schaften und Wohnprojekte in Landau in der Pfalz“ im Rahmen von 
stadt.weiter.bauen. auf der Landesgartenschau 2015.

22. Mai
2. Grundsteinlegung: Gemeinsam Wohnen, Solaris VI, Onkel Pö.

Finissage Ausstellung mit gemeinsamem Rundgang, Diskussion und 
Vorträgen.

8. Juni Vermarktung eines weiteren Baufelds im „Wohnpark Am Ebenberg“: 
Das Vergabeverfahren wird durch die Schaffung von Vergabeoptio-
nen für ein weiteres Baugemeinschaftsprojekts erweitert.

Präsentation der Prozessbegleitung im Rahmen der Abschlussveran-
staltung stadt.weiter.bauen.

Präsentation des „Landauer Modells" im Zentrum Baukultur in 
Mainz.

28. Oktober

Dritter Realisierungsschritt: Die 1. Baugemeinschaft im Bestand tätigt 
den Grunderwerb und startet die Realisierung.

Bilanz: Im „Wohnpark Am Ebenberg“ sind rund 100 Wohneinheiten 
durch Baugemeinschaften realisiert worden.

Ausblick: Das Konzept der Quartiersentwicklung mit Baugemeinschaf-
ten wird fester Bestandteil der Planungs- und Baukultur in Landau.

3. Grundsteinlegung: Im „Wohnpark Am Ebenberg“, Für Passiv-/ Plus
energie-/ KfW-40-Häuser.

23. Juni
Abschlussforum „Zukunftsfähige Quartiersentwicklung mit Bau
gemeinschaften“.

11. November

24. Februar
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3.1		 Das ehemalige Kasernengelände 		
	 „Estienne et Foch“
Die ehemalige Kaserne „Estienne et Foch“ ist 
das letzte große zusammenhängende Konver-
sionsprojekt Landaus. Das etwa 24 Hektar gro-
ße Areal befindet sich am Rand der Südstadt. 
Im Norden wird es von der Cornichonstraße, im 
Westen von der Hartmannstraße und im Süden 
sowie im Osten von der Bahntrasse Landau-Pir-
masens begrenzt, die hier als tiefergelegter Ge-
ländeeinschnitt in Bogenform verläuft. Die nörd-
lich des Areals gelegene Innenstadt ist in weni-
gen Minuten fußläufig erreichbar. Südlich der 
Bahntrasse, die über mehrere Brücken überquert 
werden kann, liegt der ehemalige Truppen-
übungsplatz und das heutige Naturschutzgebiet 
„Ebenberg“ sowie ein großer Sport- und Frei-
zeitcampus, der im Zuge der Landesgartenschau 
2015 angelegt wurde.

3.	Das Quartier „Wohnpark Am Ebenberg“

3.2		E ntwicklung zum 				  
		  „Wohnpark Am Ebenberg“
Im Jahr 2008 wurde für das ehemalige Kaser-
nengelände einschließlich der nordöstlich an-
grenzenden Bahnbrachflächen sowie einen Teil 
der Freiflächen südlich der Bahntrasse der Be-
schluss für eine städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme gemäß § 165 BauGB gefasst. Diese 
Satzung verfolgte das Ziel, einen neuen Stadt-
teil mit Wohnbauflächen, Dienstleistungen, 
nicht störendem Gewerbe, Bildungseinrichtun-
gen und öffentlichen Grün- und Freiräumen zu 
schaffen. Das neue Stadtquartier, der „Wohn-
park Am Ebenberg“ mit seinem hohen Identi-
täts- und Wohnwert, soll den Wohnbauflächen-
bedarf Landaus bis zum Jahr 2020/2021 decken 
und den gesamten südlichen Stadtbereich lang-
fristig aufwerten.

Die DSK Deutsche Stadt- und Grundstücksent-
wicklungsgesellschaft mbH & Co. KG als Ent-
wicklungsträger und Treuhänder der Stadt hat 
das gesamte Areal erworben und veräußert die 
Grundstücke in Abstimmung mit der Stadt an 
private Investoren und Bauherren. Mit der Ver-
marktung der Grundstücke im nördlichen Be-
reich des ehemaligen Kasernengeländes wurde 
2011 begonnen. Weitere Baufelder und Grund-
stücke werden gestaffelt bis 2020 angeboten 
und veräußert. Bis zum Jahr 2020/2021 sollen 
im „Wohnpark Am Ebenberg“ Raum für 1.500 

Bis zum Jahr 2020/2021 sollen im „Wohnpark Am Ebenberg“ 

Raum für 1.500 bis 2.000 Bewohnerinnen und Bewohner in 

rund 900 Wohnungen sowie 300 Arbeitsplätze entstehen.
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bis 2.000 Bewohnerinnen und Bewohner in rund 
900 Wohnungen sowie 300 Arbeitsplätze ent-
stehen. Da bereits nahezu alle neuen Erschlie-
ßungsstraßen innerhalb des Gebiets fertiggestellt 
sind, sind die zukünftigen Baufelder gut ablesbar 
und das Gelände ist zugänglich. Die hohen Qua-
litätsansprüche an das neue Stadtquartier wer-
den durch eine Besonderheit unterstützt: Auf ei-
nem Großteil des Areals sowie auf weiteren Flä-
chen südlich der Bahnschienen wurde 2015 die 
vierte Rheinland-Pfälzische Landesgartenschau 
ausgerichtet. Das Gartenschaugelände erstreckte 
sich von der Cornichonstraße bis zum Ebenberg 
über eine Fläche von insgesamt 27 ha. Den Kern, 
sowohl der Landesgartenschau als auch des 
„Wohnparks Am Ebenberg“, bildet der Südpark, 
von dem weitere gestaltete Grünflächen, Baum-
reihen und Alleen abgehen. Durch die Landes-
gartenschau wurden große Teile des öffentlichen 
Freiraums bereits frühzeitig hochwertig gestaltet 
und angelegt, ein für die weitere Vermarktung 
nicht unwichtiger Aspekt.

3.3		 Der „Wohnpark Am Ebenberg“ – Das 	
		  städtebauliche Konzept
Eine städtebauliche Rahmenplanung für den 
„Wohnpark Am Ebenberg“ existiert bereits seit 
Anfang der 2000er Jahre und wurde seitdem 
mehrfach überarbeitet. Grundidee und Grund-
gerüst des Entwurfs blieben jedoch gleich und 
bildeten die Basis für den Bebauungsplan C 25, 

der im August 2014 in Kraft getreten ist. Die 
Rahmenplanung lehnt sich an das Leitbild der 
Gartenstadt in neu interpretierter Form an. We-
sentlicher Inhalt ist dabei das nicht zu verdichte-
te, gartenbezogene Wohnen mit großzügigen 
privaten wie auch öffentlichen Grün- und Freiflä-
chen bei hoher Wohn- und Lebensqualität. Dies 
schließt kurze Wege innerhalb des neuen Stadt-
teils zu allen zentralen Nutzungen und Einrich-
tungen des täglichen Lebens ebenso mit ein wie 
eine hohe Gestaltungs- und Aufenthaltsqualität 
im öffentlichen Raum. 

Erklärtes Ziel der Rahmenplanung ist, den erwei-
terten Stadtraum über die südliche Bahntrasse 
hinweg mit dem Landschaftsraum zu verzahnen, 
insbesondere mit dem 160 m hohen Ebenberg, 
der zum „Naturschutzgebiet Ebenberg“ gehört. 
Das städtebauliche Rückgrat des Wohnparks bil-
den die Wirth- bzw. die Siebenpfeiffer-Allee in 
Ost-West Richtung und der großzügige Süd-
park bzw. der Theodor-Heuss-Platz in Nord-Süd 
Richtung. Das übrige Erschließungssystem ist in 
Form von Wohnstraßen orthogonal dazu an-
gelegt. Der Südpark teilt den neuen Stadtteil in 
einen östlichen und einen westlichen Bereich. 
Eine Querung der Park- und Platzflächen ist aus-
schließlich zu Fuß oder mit dem Fahrrad mög-
lich. So soll etwaiger Durchgangsverkehr im Zen-
trum des Wohnparks zu Gunsten von Wohnruhe 
und Wohnqualität minimiert werden.
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3.  Das Quartier „Wohnpark Am Ebenberg“

Grundkonzept
Quelle: Stadt Landau
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Als Übergang des neuen Stadtteils zur Südstadt 
wird der südliche Rand der Cornichonstraße von 
repräsentativen Bestandsgebäuden der ehema-
ligen Kaserne dominiert. Die massiven, etwa 14 
Meter hohen ehemaligen Offiziers- und Mann-
schaftsgebäude mit ihren drei bis vier Vollge-
schossen stehen im Ensemble unter Denkmal-
schutz und werden nach und nach hochwertig 
energetisch modernisiert. Mit dem Neubau ei-
nes Nahversorgungszentrums im Osten der Cor-
nichonstraße, einer bereits realisierten Kinder
tagesstätte direkt westlich des Theodor-Heuss- 
Platzes und der gewünschten Ansiedlung von 
Gastronomie, verschiedenen Läden und Büros 
– vor allem in den Erdgeschosszonen der sanier-
ten Denkmalbauten – wurde hier eine Schnitt-
stelle geschaffen, deren Einrichtungen von allen 
Bewohnerinnen und Bewohnern der umliegen-
den Quartiere nachgefragt und genutzt werden 
können. Die insgesamt 22 Denkmäler und als er-
haltenswert eingestuften Gebäude im Plangebiet 
sollen in unterschiedlichen Formen nachgenutzt 
werden. Neben ihrem identitätsstiftenden Cha-
rakter dienen sie der funktionalen Verbindung 
des neuen Stadtteils mit der Südstadt. Zudem er-
folgt die Einbindung des neuen Stadtteils auch 
durch eine bauliche Maßnahme. Von der Fried-
rich-Ebert-Straße aus Richtung Innenstadt kom-
mend, läuft man direkt auf einen großzügigen 
Durchgang in der Bestandszeile an der nördli-
chen Kante des Theodor-Heuss-Platzes zu. Die-

ser fungiert als Entree und ermöglicht einen um-
fassenden, unverbauten Blick in das Quartiersin-
nere, da sich unmittelbar dahinter der Platz und 
der Südpark erstrecken.

In Anlehnung an die Bebauung entlang der Cor-
nichonstraße sieht die Rahmenplanung auf den 
sich südlich daran anschließenden Baufeldern so-
wie den unmittelbar südlich an die Wirth- bzw. 
Siebenpfeiffer-Allee angrenzenden Grundstücken 

eine Bebauung in Form von drei- bis viergeschos-
sigen Gebäuderiegeln vor. Hier wird die städte-
bauliche Typologie der Südstadt mit ihren Block-
strukturen in aufgelockerter Form fortgeführt. Zu-
dem ist es aus städtebaulicher Sicht sinnvoll, den 
großzügigen und leistungsfähigen Straßenraum 
der Wirth- und Siebenpfeiffer-Allee durch eine 
angemessene Baumasse sowie Bauweise zu fas-
sen und so zu konturieren. Das Wohnraumange-
bot des neuen Stadtteils soll unterschiedliche Be-
völkerungs-, Alters- und Einkommensgruppen an-
sprechen. Daraus ergibt sich ein vielfältiger Mix 
aus städtebaulichen Dichten, Typologien und 
Wohnformen.

Die insgesamt 22 Denkmäler und als erhaltenswert eingestuften 

Gebäude im Plangebiet sollen in unterschiedlichen Formen 

nachgenutzt werden. 

Blick in den Südpark
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Rahmenplan | Scheuvens + Wachten, Dortmund
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Die Baufelder östlich und westlich des Südparks 
werden überwiegend durch eine aufgelockerte, 
mehrgeschossige Stadtvillenbebauung geprägt. 
Durch diese Bauform wird eine hochwertige 	
Adresse im Zusammenspiel mit der repräsenta
tiven Grünfläche geschaffen. Die punktuelle 
Gebäudeanordnung verhindert eine zum Park 
hin geschlossene bauliche Kante, sodass Sicht-
beziehungen zwischen dem Freiraum und den 
bebauten Bereichen gewährleistet sind. Unter 
Berücksichtigung der Geschossigkeit und der 
Grundfläche ist die Wohndichte hier durch die 
gewählte Bebauungstypologie recht hoch. So 
können viele zukünftige Bewohner den Vorzug 
dieser attraktiven Wohnlage nutzen. 

In den eher introvertierten Bereichen des Plange-
biets entlang der ruhigen Wohnstraßen gestal-
tet sich die Bebauung typologisch differenzierter. 
Es wechselt sich hier eine kleinteiligere Bebau-
ung in Form von kleineren Mehrfamilienhäusern, 
freistehenden Einzel- und Doppelhäusern sowie 
Reihenhäusern mit eher vereinzelt stehenden Be-
standsgebäuden der ehemaligen Kaserne ab. 

Die drei Quartiersbereiche. Mit einer Gesamt-
fläche von 24 ha handelt es sich bei dem neu 
entstehenden Stadtteil im Landauer Süden um 
ein Gebiet von beträchtlicher Größe. Bei der Ent-

wicklung wird daher auf eine sorgfältige frei-
räumliche Struktur geachtet. Denn der unmittel
bare Bezugs- und damit auch Identifikationsort 
der Bewohnerinnen und Bewohner ist in aller 
Regel die sie umgebende Nachbarschaft, die an-
grenzende Bebauung, der Straßenraum vor ihren 
Grundstücken – das täglich konkret erlebbare 
Quartier. Um bereits frühzeitig die Freirauman-
eignung zu fördern, soll der neue Stadtteil in ins-
gesamt drei kleinere Quartiere gegliedert wer-
den. Jeder Quartiersbereich besitzt sein eigenes 
städtebauliches Gesicht.

Die Quartiersbildung resultiert aus den bestehen-
den und geplanten Bebauungstypologien und 
aus der Ausformung und Dimensionierung der 

öffentlichen Räume. Im Norden befindet sich das 
Theodor-Heuss-Quartier, im Osten das Garten- 
Quartier und über den südlichen und westlichen 
Bereich des Plangebiets erstreckt sich das Süd-
park-Quartier.

Die punktuelle Gebäudeanordnung verhindert eine zum Park hin 

geschlossene bauliche Kante, sodass Sichtbeziehungen zwischen 

dem Freiraum und den bebauten Bereichen gewährleistet sind. 
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Die drei Quartiere 

Theodor-Heuss-Quartier

Südpark-Quartier Garten-Quartier
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3.  Das Quartier „Wohnpark Am Ebenberg“

Q
ue

lle
: S

ch
eu

ve
ns

 +
 W

ac
ht

en
, D

or
tm

un
d

Fo
to

: B
jö

rn
 K

ra
y 

Iv
er

se
n



27

Dieser konzeptionelle Ansatz ist nicht als gestal-
terischer Bruch oder als Abtrennung der einzel-
nen Quartiersbereiche zu verstehen. Es wird an-
gestrebt, den einzelnen Bereichen durch dezen-
te, quartiersspezifische Elemente – wie etwa un-
terschiedliche Farbnuancen, Bepflanzungen, Ein-
friedungen oder unterschiedliche Fassadenmate-
rialien – eine individuelle, subtil wahrnehmbare 
Gestaltungsnote zu verleihen. 

Das „Theodor-Heuss-Quartier“, das sich südlich 
der Cornichonstraße bis über die Siebenpfeiffer- 
Allee/Wirth-Allee erstreckt, zeichnet sich durch 
zahlreiche prägnante Bestandsgebäude aus. Die-
se werden durch Neubauten in Zeilenform er-
gänzt, durch die eine hohe städtebauliche Dichte 
geschaffen wird. Freiraumqualitäten entstehen 
hier durch private Grünhöfe, eine repräsentative 
Zentralerschließung und den Theodor-Heuss-
Platz. Das Quartier übernimmt mit den Nahver-
sorgungsangeboten und als Schnittstelle zu den 
umliegenden Quartieren wichtige Funktionen für 
den gesamten Wohnpark. 

Das „Südpark-Quartier“ weist vorwiegend 3- bis 
4-geschossige Stadtvillen auf. Sie sind um eine 
großzügig bemessene und intensiv gestaltete 
Grünfläche angeordnet, die sich südlich an den 
Theodor-Heuss-Platz anschließt – den Südpark. 
Die solitäre Bebauungsstruktur schafft eine hohe 

städtebauliche Durchlässigkeit, sodass auch die 
Grundstücke in zweiter Reihe aufgewertet wer-
den. Der Südpark stellt das zentrale Freirauman-
gebot für den Wohnpark und die angrenzenden 
Stadtteile dar.

Die Baugemeinschaftsprojekte konzentrieren sich 
schwerpunktmäßig in diesem Quartier, da die 
städtebauliche Durchlässigkeit und kleinteilige 
Baustruktur aufgrund der geringen Schnittstellen 
mit anderen Vorhaben (z. B. gemeinsame Tiefga-
rage etc.) günstige Voraussetzungen bieten, Pro-
jekte eigenständig als Baugemeinschaft zu reali-
sieren. Zwar ist die gemeinschaftliche Sanierung 
von Bestandsgebäuden mit höheren Risiken für 
die Baugemeinschaften behaftet, da die Kosten 
oft nur schwer kalkulierbar sind und ein höherer 
Investitionsaufwand für Voruntersuchungen zu 
Beginn des Vorhabens zu tragen ist. Aufgrund 
der Besonderheit der hier bestehenden Entwick-
lungsmaßnahme nach § 165 ff BauGB können 
steuerliche Vorteile für Bauprojekte im Bestand 
geltend gemacht werden. Somit werden sie auch 
für Baugemeinschaften attraktiv. Sie sollten nur 
in Zusammenarbeit mit erfahrenen Architekten 
und Baugruppen-Betreuern umgesetzt werden. 
Unter diesen Voraussetzungen eignen sich nahe-
zu alle städtebaulichen Formen (außer dem klas-
sischen Einfamilienhausgebiet) für die gemein-
schaftliche Entwicklung privater Bauherren. 
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Das „Garten-Quartier“ zeichnet sich durch eine 
in weiten Teilen vorgesehene kleinteilige Bebau-
ungsstruktur mit Einfamilienhäusern, Reihen- und 
Doppelhäusern aus. Sie bildet einen Kontrast zu 
den punktuell platzierten Stadtvillen, Zeilen und 
Bestandsgebäuden. Die Straßen im „Garten- 
Quartier“ sind als ruhige Wohnstraßen ausgebil-
det. Die Straßen, die in Nord-Süd-Richtung verlau-
fen, werden von breiten Grünfugen begleitet, die 
die Wohn- und Aufenthaltsqualität erhöhen.

Die städtebaulich-architektonische Gestaltungs-
qualität bestimmt ganz entscheidend das ästhe-
tische Erscheinungsbild eines Stadtteils und trägt 
zur Adressbildung bei. Ein attraktives Erschei-
nungsbild leistet darüber hinaus auch einen wich-
tigen Beitrag zur Identifikation der Bewohnerin-
nen und Bewohner mit ihrem Stadtteil. Die Stadt 
hat eine Gestaltungsfibel als gestalterischen Leit-
faden, Ratgeber und Orientierungshilfe für die 
Planungen von Bauherren, Architekten und In-

vestoren auf dem ehemaligen Kasernengelände 
veröffentlicht. Das 2015 erschienene Handbuch 
formuliert thematisch gegliederte Gestaltungsleit-
linien für die privaten Bereiche – ohne dabei die 
individuelle Baufreiheit unverhältnismäßig einzu-
schränken. So kann die hohe Gestaltungsqualität 
ihren Teil zu einem neuen, lebenswerten Stadtteil 
beitragen. Aus dem Prozess im „Wohnpark Am 
Ebenberg“ kann die Empfehlung abgeleitet wer-
den, die städtebaulichen Rahmenbedingungen 
und die Gestaltungsvorgaben möglichst frühzei-
tig als verbindliche Vorgabe festzulegen, um die 
Inhalte und Ziele von Beginn an allen Einzelpla-
nungen zugrunde zu legen und alle Bauvorhaben 
unter den gleichen Rahmenbedingungen zu ent-
wickeln.  

3.4		G emeinsam Bauen im 
	 „Wohnpark Am Ebenberg“
Damit sich ein so großes Gebiet wie der „Wohn-
park Am Ebenberg“ dauerhaft zu einem neuen 
funktionsfähigen und lebenswerten Teil des ge-
samten Stadtgefüges formen kann, bedarf es 
des ergänzenden Zusammenspiels vieler Fakto-
ren. Neben der hohen städtebaulichen Qualität 
des Gesamtkonzepts und einem hochwertigen 
Erscheinungsbild des gebauten Stadtteils ist die 
Akzeptanz der Entwicklung bei den Bürgerinnen 
und Bürgern ein entscheidender Faktor für eine 
erfolgreiche Quartiersentwicklung.

Neben der hohen städtebaulichen Qualität des Gesamtkonzepts 

und einem hochwertigen Erscheinungsbild des gebauten 

Stadtteils ist die Akzeptanz der Entwicklung bei den Bürgerinnen 

und Bürgern ein entscheidender Faktor für eine erfolgreiche 

Quartiersentwicklung.

3.  Das Quartier „Wohnpark Am Ebenberg“
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Bei der Entwicklung des Wohnparks wurde nicht 
nur mit der Landesgartenschau 2015 ein Zei-
chen gesetzt, sondern auch durch die Beteili-
gung von Baugemeinschaften. Im Jahr 2012 hat 
der Stadtrat den Beschluss gefasst, Flächen für 
Baugemeinschaften auszuweisen und dadurch 
das gemeinschaftliche Bauen in diesem Quartier 
angestoßen. Zwei Faktoren haben diesen Pro-
zess zunächst spürbar gehemmt: So wurde die 
ursprünglich für das Jahr 2014 geplante Landes-
gartenschau aufgrund von Bombenfunden auf 
das Jahr 2015 verschoben. Dadurch entstanden 
zwar großzügige Planungszeiträume, um Bau-
gemeinschaftsvorhaben im Dialog mit den künf-
tigen Bewohnerinnen und Bewohnern anzusto-
ßen. Gleichzeitig führten die Bombenfunde aber 
auch zu einer Zurückhaltung privater Bauinter-
essenten. Hinzu kamen Bodenhebungen im Be-
reich des Geothermiekraftwerkes. Dank der of-
fenen Kommunikation und zügigen Aufklärung 
der Stadt Landau konnten die Bedenken rasch 
ausgeräumt werden. Bereits zum Jahreswechsel 
2014/15 erfolgte dann der erste Grunderwerb 
von Bauflächen durch sechs Baugemeinschaften.
Mit bislang neun Baugemeinschaften und etwa 
90 Wohneinheiten wird im „Wohnpark Am 
Ebenberg“ die Quartiersentwicklung mit Bau-
gemeinschaften erfolgreich umgesetzt. Für ein 
zehntes Projekt dieser Art können bis Ende Mai 
2017 Interessensbekundungen abgegeben wer-
den. Durch die frühzeitige Einbindung der künf-

tigen Bewohnerinnen und Bewohnern des Quar-
tiers in die Planung und Realisierung ist die Iden-
tifikation mit dem Quartier von Beginn an sehr 
hoch.

Aufgrund der hohen Bedeutung des Konver
sionsprojekts für die gesamtstädtische Entwick-
lung legt die Stadt Landau besonderen Wert auf 
eine hochwertige architektonische Gestaltung 
der Einzelbaufelder unter Berücksichtigung der 
städtebaulichen Zielsetzungen. Deshalb werden 
die weiteren Grundstücke im „Wohnpark Am 
Ebenberg“ nach dem Prinzip der Konzeptver
gabe veräußert. Neben dem Kaufpreis sind für 
die Vergabe der Baufelder auch städtebauliche, 
funktionale und architektonisch-gestalterische 
Kriterien für die Investoren- und Baugruppenaus-
wahl entscheidend. Diese Form der Vermarktung 
ist ein Verfahren von besonderer Transparenz 
und sichert die hohe städtebauliche Qualität des 
Wohnparks, da nicht der Höchstbietende den 
Zuschlag erhält, sondern der Bieter mit dem bes-
ten Konzept.

Fo
to

s:
 S

ta
dt

 L
an

da
u



30

Es hat sich in Landau eine Baugemeinschaftskul-
tur etabliert, die sich auf die beiden zentralen 
Nutzergruppen – junge Familien und Menschen 
im dritten Lebensabschnitt – fokussiert. Gleich-
wohl entstand eine beachtliche Vielfalt von 
Wohn- und Hauskonzepten. In Landau wurden 
Bürgerhäuser neu gedacht und auch realisiert.

Das erste genossenschaftlich orientierte Wohn-
projekt entstand mit dem Generationenhof in 
der Haardtstraße in Landau. Ein weiteres folgt 
aktuell in der unmittelbaren Nachbarschaft. Im 
„Wohnpark Am Ebenberg“ sind acht Bauge-
meinschaftsprojekte fertiggestellt oder in Bau. 

Erfreulich ist, dass eine Baugemeinschaft ein Be-
standsgebäude – eine alte Remise – umbaut und 
dort reihenhausähnliche Wohnungen und Eta-
genwohnungen errichtet. Das Baufeld 16a ist für 
Baugemeinschaften ausgeschrieben und die Ver-
gabe der Grundstücksoption erfolgt in der zwei-
ten Jahreshälfte 2017.

Nach den Fallstudien wird eine Matrix abge-
druckt, die auf einen Blick erkennen lässt, wie 
vielfältig die Landauer Baukultur mit Baugemein-
schaften ist. Es entstanden Mehrfamilienhäuser 
in sehr unterschiedlicher Ausprägung und Grö-
ße. Die Gebäude haben einen sehr hohen öko-
logischen Standard und sind in der Regel auch 
barrierearm. Es entstanden zudem Reihen- und 
Doppelhäuser, die eine urbane Alternative zum 
freistehenden Einfamilienhaus darstellen. Und es 
entstanden Mischformen, die den unterschiedli-
chen Wohnvorstellungen der Baugemeinschafts-
mitgliedern Rechnung tragen.

4. Bürgerhäuser neu gedacht: Baugemeinschaften und gemeinschaftliche Wohnprojekte

Es hat sich in Landau eine Baugemeinschaftskultur etabliert, die 

sich auf die beiden zentralen Nutzergruppen – junge Familien 

und Menschen im dritten Lebensabschnitt – fokussiert.
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Foto: Ralf Mohra
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Onkel Pö

Unterm Dach

Westend

Wohnpark Am Ebenberg

Für Passiv-/Plusenergie-/KfW-40-Häuser

Gemeinsam Wohnen

Wohnpark ISolaris II

Solaris VI
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Neue Bürgerhäuser: Mehrfamilienhäuser, Reihenhaus, Doppelhaus

Genossenschaftliches Wohnprojekt in Mehrfamilienhäusern

Generationenhof Landau (GEHOLA)

Gemeinschaftlich Wohnen in Landau (GeWoLD)

Baugemeinschaft im Mehrfamilienhaus

Onkel Pö

Wohnpark I

Wohnpark Am Ebenberg

Mischform im Neubau: Mehrfamilienhaus und Reihenhäuser

Gemeinsam Wohnen

Mischform im Bestand: reihenhausähnliche Wohnungen und Etagenwohnungen

Unterm Dach

Hausgruppen und Doppelhäuser

Westend

Für Passiv-/Plusenergie-/KfW-40-Häuser

Solaris II

Solaris VI
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Wohnprojekt Generationenhof Landau (GEHOLA)

Genossenschaftliches Generationenwoh-
nen. Der „Generationenhof Landau“ ist ein 
genossenschaftliches Wohnprojekt. In diesem 
ersten Landauer Wohnprojekt fanden sich 
Menschen zusammen, die selbstbestimmt 
und generationsübergreifend wohnen wol-
len. Das Konzept gibt gemeinschaftlichen 
Aktivitäten breiten Raum und ermöglicht so 
einen Alltag in gelebter Nachbarschaft. Kon-
sens bestand unter den Gründungsmitglie-
dern, energiebewusst zu bauen und zu le-
ben. 

Dem Bau ging eine intensive Phase der Kon-
zeptfindung durch den Verein „Aktiv altern“ 
bzw. die „Projektgruppe Generationenhof“ 

voraus. Im Rahmen des Dialogs Baukultur 
wurden zudem Expertenworkshops durch-
geführt. Nach der Gründung der Genossen-
schaft LAWOGE als Träger des Projekts konn-
te 2008 das Grundstück nahe der Innenstadt, 
an der Haardtstraße, erworben werden. 

Altersgemischtes Wohnen. Das Wohnpro-
jekt strebt einen generationübergreifenden 
Bewohnerinnen- und Bewohner-Mix an. Um 
jungen Familien die Teilnahme am Projekt zu 
ermöglichen, wurden ihnen besondere Kon-
ditionen und auch Räume (Kinderspielzim-
mer) angeboten. Insgesamt leben etwa 60 
Personen in diesem Projekt, viele sind von au-
ßerhalb zugezogen.

Barrierefreies Wohnen im Mehrfamilien-
haus. Zwischen 2009 und 2012 entstanden 
die beiden Häuser der Genossenschaft, die 
parallel und leicht seitlich versetzt zueinander 
angeordnet sind. Zum öffentlichen Straßen-
raum sind die Gemeinschaftsräume ausge-
richtet. Parkplätze bzw. die Zufahrt zur ge-
meinschaftlichen Tiefgarage befinden sich im 
Norden. Zwischen beiden Häusern ist ein Ge-
meinschaftsplatz angeordnet.

Grundrissvielfalt. In dem Wohnprojekt sind 
alle 37 Wohnungen schwellenfrei erreichbar. 
Es gibt Wohnungen in unterschiedlichen 

Bewohner des Generationenhofes
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Größen. Ebenso vielfältig ist die Wohnungsty-
pologie: Es gibt barrierefreie Etagen-, Maiso-
nette- und Penthouse-Wohnungen. Alle Woh-
nungen verfügen über einen individuellen 
Freibereich (Balkon, Loggia oder Terrasse).

Zahlreiche Räume der Gemeinschaft. In 
dem Wohnprojekt wird eine Balance zwi-
schen der Privatheit in der eigenen Wohnung 
und einem regen Austausch in der Gemein-
schaft gesucht. Das Angebot an Gemein-
schaftsräumen ist vielfältig und umfasst Ge-
meinschaftsraum (70 qm), Gästeappartement 
(30 qm) und sonstige Einrichtungen (Werk-
statt, Kinderspielraum, Büro, Fahrradraum, 
Trockenraum). Etwa 8 % der Wohnflächen 
werden für die Gemeinschaft reserviert. Ge-
meinschaftsräume können auch von Nach-
barn genutzt werden, wie den Mitgliedern 
des neuen Wohnprojekts GeWoLD. Im Jahr 
2015 wurde auch ein Flüchtlingstreff einge-
richtet. 

„Dorfplatz“ des Wohnprojekts. Den Ge-
nossenschaftsmitgliedern war eine gemein-
schaftsfördernde Erschließung in Form von 
Außengängen und die Gestaltung des ge-
meinsamen Innenhofs mit gepflasterten Flä-
chen, Rasenflächen und angrenzenden ge-
meinschaftlichen Nutzgärten wichtig. Der In-
nenhof ist quasi der „Dorfplatz“ des Projekts. 

Dort finden alltägliche Begegnungen und re-
gelmäßige Feste statt.

Lebendiges Gemeinschaftsleben und neue 
Nutzungen. Das gemeinschaftliche Leben 
hat sich in den Jahren nach dem Einzug 2010 
gut entfaltet. Es werden zahlreiche gemein-
same Aktivitäten unternommen und die ge-
meinschaftlichen Einrichtungen werden in-
tensiv genutzt. Die Fluktuation ist sehr ge-
ring. Auch heute noch hat die LAWOGE kei-
ne angestellten bzw. bezahlten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Alle Tätigkeiten im 
Generationenhaus und in der Trägergenos-
senschaft werden von den ca. 50 Genossen-
schaftsmitgliedern ehrenamtlich geleistet
Eine nennenswerte Änderung ergab sich hin-
sichtlich der Pflegewohnung. Nach siebenjäh-
riger Nutzungsphase musste die ambitionier-
te Pflegewohngemeinschaft mit Rund-um-
die-Uhr-Betreuung aufgegeben werden, da 
sie nicht kostendeckend war. Die Genossen-
schaft entschied sich daher für eine Umnut-
zung als integrative Familienwohnung. Nach 
der Renovierung wird eine Familie mit zwei 
Kindern einziehen und der Genossenschaft 
beitreten. Da ein Kind eine Behinderung hat, 
kann die barrierefreie Wohnung weiter sinn-
voll genutzt werden.

Der Dorfplatz als Bühne der Gemein-
schaft
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33 Projektdaten:
	 37 Wohnungen (52-120 qm) 

in zwei Häusern in dreieinhalb-
geschossiger Bauweise

33 Wohnfläche: 3.000 qm

33 Gemeinschaftsräume:  
Gemeinschaftsraum mit Küche, 
Büro, Werkstatt, Kinderspiel-
zimmer, Gästeappartement, 
gemeinsamer Innenhof

33 Sonstige Einrichtungen:
	 bis 2016 Pflege-Wohngemein-

schaft, danach barrierefreie 
Wohnung für Familie mit 	
behindertem Kind

33 Träger/Rechtsform:
	 Landauer Wohnungsbau 	

Gemeinschaft (LAWOGE), 	
Genossenschaft eG

33 Architekten: 
	 gekeler bäuerlein architekten, 

Karlsruhe

33 Projektberatung und 	
Gesamtkoordination:

	 wohnprojekt beratung und 
entwicklung GmbH, Karlsruhe

Wohnprojekt Generationenhof Landau (GEHOLA)

Grundriss EG M 1 : 600
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Schnitt M 1 : 600

Lageplan M 1 : 2000
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Ein weiteres Wohnprojekt entsteht demnächst 
in unmittelbarer Nachbarschaft. Die Initiative 
ging vom einem Projektentwickler und einer 
kleinen Gruppe aus, die – inspiriert vom be-
nachbarten Generationenhof – ebenfalls die 
Idee zu einem Mehrgenerationen-Wohnpro-
jekt hatten. Das Baugelände ist schon von al-
ten Werkhallen, Schuppen und Unrat befreit. 
Zentrale Weichen für einen Baubeginn sind 
getroffen. 

Gemeinschaftlich Wohnen in einer Ge-
nossenschaft und in Eigentumswohnun-
gen. In dem gemeinschaftlichen und selbstbe-
stimmten Wohnprojekt sollen Junge und Alte, 
Alleinstehende, Paare und Familien mit Kin-
dern miteinander wohnen und füreinander da 
sein. Für den Bau des Wohnprojekts wurde 
eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts gegrün-

Mehrgenerationen-Wohnprojekt GeWoLD

det (Planungsgemeinschaft GeWoLD GbR) ge-
gründet. GeWoLD ist ein gemeinschaftliches 
Wohnprojekt mit kollektivem und individu-
ellem Besitz; es wird 27 genossenschaftliche 
Wohnungen geben und 10 Eigentumswoh-
nungen.

Generationenmix und Flexibilität. Die 
Wohnanlage besteht aus vier Gebäuden mit 
einer Gesamtwohnfläche von 3.500 qm. Die 
Häuser sind durch eine gemeinschaftliche Tief-
garage verbunden. Die Baugruppe legt Wert 
auf hohe energetische und ökologische Baus-
tandards mit qualitativ guten Ausstattungsde-
tails. Klimaneutrale technische Systeme und 
ein Energiestandard auf Passivhaus-Niveau 
sind angestrebt. Wenn abzusehen ist, dass die 
Kinder in einigen Jahren die elterliche Woh-
nung verlassen, kann man eine Wohnung 
konzipieren, die eigentlich aus zwei kleine-
ren, nebeneinanderliegenden besteht. Ziehen 
die Kinder aus, werden aus einer Wohnung 
wieder zwei und die Eltern können in der ge-
wohnten Umgebung bleiben.
	
Die Wohnungstypen werden den unterschied-
lichen Haushaltstypen und Haushaltgrößen 
gerecht. So variieren die Wohnungsgrößen 
zwischen 50 und 150 qm. Neben abgeschlos-
senen Single- und Familienwohnungen wer-
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den auch zwei Wohngruppen für Wohnge-
meinschaften gebaut. 

Zwar sind von den 37 Wohnungen noch 5 
Genossenschaftswohnungen noch nicht ver-
geben (Stand März 2017), aber die Gruppe ist 
inzwischen so stark, dass der Baubeginn er-
folgt ist. 

Gemeinschaftsräume. Die Gemeinschafts-
räume sind, wie in vielen Wohnprojekten, aus-
gesprochen komfortabel. So wird im Erdge-
schoss (Stadthaus West) ein großer teilbarer 
Gemeinschaftsraum entstehen, eine Gäste-
wohnung (Nordriegel) und im Kellergeschoss 
des Westriegels eine Werkstatt. Die Außen
anlagen mit dem zentralen Platz und den Gar-
tenflächen sind für die gemeinsame Nutzung 
geplant.

Zwei Wohngruppen. Nachdem Ende 2016 
der Förderbescheid der Investitions- und 
Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) einging, 
können zwei von der Genossenschaft ge-
plante und von der ISB geförderte selbstbe-
stimmte und selbstverantwortete Wohngrup-
pen für Studierende und Auszubildende ge-
baut werden. Die beiden Wohngemeinschaf-
ten für je sechs Personen unterliegen einer 
Mietpreis- und Belegungsbindung.

Gruppenfoto der Mitglieder von GeWoLD

Vogelperspektive
Quelle: Bernhard Reinkunz
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33 Projektdaten:
	 38 Wohnungen (50-150 qm) 

in einem U-förmigen Block 	
bestehend aus 4 Häusern 

33 Wohnfläche: 3.630 qm

33 Gemeinschaftsräume:
	 Gemeinschaftsraum, Gäste

appartement, Büro, Werkstatt, 
Mehrzweckraum

33 Sonstige Einrichtungen:
	 Studentische Wohngemein-

schaft

33 Träger/Rechtsform:
	 Baugemeinschaft „GeWoLD“ 

e.G. und 
	 Eigentumswohnungen (WEG)

33 Architekten:
	 Bernhard Reinkunz, Karlsruhe

33 Projektberatung und 	
Gesamtkoordination:

	 wohnprojekt beratung und 
entwicklung GmbH, Karlsruhe

33 Landschaftsarchitekten:
	 Rita Walpurgis, Schwäbisch 

Hall

Mehrgenerationen-Wohnprojekt GeWoLD

Westriegel | Straßenansicht Quelle: Bernhard Reinkunz
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Schnitt M 1 : 600

Grundriss EG M 1 : 600

Lageplan M 1 : 2000
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Baugemeinschaft „Onkel Pö“

Wohnen mit Freunden. Bei gemeinsamen 
Treffen einer Gruppe von Landauer Freun-
den reifte die Idee, nach der Phase der Er-
werbstätigkeit wieder in Landau in der Pfalz 
zusammenleben zu wollen. Es sollte eine sta-
bile Gemeinschaft entstehen, die über die 
Jahre eng zusammenwächst und Privatheit 
ebenso respektiert, wie sie Offenheit für ge-
meinsame Aktivitäten bietet. Anspruch dieser 
modernen „silbernen WG“ sollte auch sein, 
sich in der dritten Lebensphase, als „sorgen-
de Gemeinschaft“ bei Bedarf gegenseitig zu 
unterstützen. Der Architekt des Projekts ist 
selbst Mitglied und „Motor“ der Baugemein-
schaft.

Homogenes Generationenwohnen. Da 
der Freundeskreis für ein solches Projekt 
nicht groß genug war, wurde die Zahl der 
Mitbauenden erweitert. Die Altersstruktur va-
riierte in der Gründungsphase zwischen 48 
und 65 Jahren, sodass nach Fertigstellung 
des Gebäudes (Sommer 2017) zunächst nur 
ein Teil der Bauenden selbst einziehen wer-
den. Die überwiegend noch außerhalb Land-
aus berufstätigen jüngeren Bauherren wer-
den ihre Wohnungen temporär vermieten. 
Die Altersstruktur der Bauenden hat zur Fol-
ge, dass bei den Selbstnutzern überwiegend 
Paare ohne Kinder einziehen werden. Das 
Projekt der Baugemeinschaft „Onkel Pö“ 
wird altershomogen sein, die Bauenden kom-
men zudem aus ähnlichen sozialen Milieus.

Barrierefreies Wohnen im Mehrfamilien-
haus. Die Baugemeinschaft errichtet mit ih-
rem Architekten ein dreistöckiges Mehrfami
lienhaus. Auch aufgrund des Lebensalters der 
Mitbauenden wurde auf eine barrierearme 
Ausstattung der Wohnungen großen Wert 
gelegt. Ein Aufzug in der Mitte des Etagen-
hauses erleichtert zudem einen schwellenar-
me Nutzung des Gebäudes. Die 12 Wohnun-
gen des Wohnprojekts werden über einen 
Laubengang erschlossen. Ihre Größen variie-
ren zwischen 50 und 120 qm Wohnfläche 
mit Balkonen/Terrassen. Allen Wohnungen 
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ist ein privater Außenbereich an der Garten-
seite zugeordnet.

Das Schwimmbad als „Herz“ der Gemein-
schaft. Das Projekt zeichnet sich durch die 
Wahl eines ungewöhnlichen Gemeinschafts-
bereichs aus. Am Ende des Gebäudes befin-
den sich im „Winkel“ die Gemeinschaftsbe-
reiche. Von einem Gemeinschaftsraum ist die 
Terrasse mit dem Schwimmbad zugänglich. 
Das etwa achteinhalb mal dreieinhalb Meter 
große, nicht überdachte Schwimmbad ist – 
auch in finanzieller Hinsicht – eine Extrava
ganz des Projekts. In vielen Sitzungen musste 
die Baugruppe um die Finanzierung ringen. 
Eine Partei schied in der Planungsphase auf-
grund der zu erwartenden Kosten aus. 

Das Schwimmbad befindet sich auf der Car-
portanlage mit acht Stellplätzen im Nebenflü-
gel. Weitere zehn nicht überdachte Stellplät-
ze sind im Freien vorgesehen.

Individuelle und gemeinschaftliche Frei-
räume. Die Nutzung der Außenräume wird 
in der Baugemeinschaft differenziert sein. 	
Allen Wohnungen sind private Außenräume 
zugeordnet (Balkone oder private Bereiche in 
den Erdgeschosswohnungen). Die Gemein-
schaftsbereiche sind projektoffen und nicht 
öffentlich zugängig. Fo
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33 Projektdaten:
	 12 Wohnungen (50-120 qm) 

in einem dreigeschossigen 
Mehrfamilienhaus 

33 Wohnfläche: 1.070 qm

33 Gemeinschaftsräume: 
Gemeinschaftsraum mit 	
Küchenzeile 

33 Sonstige Einrichtungen:
	 Dachterrasse mit Schwimmbad 

33 Träger/Rechtsform:
	 Baugemeinschaft „Onkel Pö“, 

Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts

33 Architekten:
	 architectoo schoch.eichhorn.

bühler, Karlsruhe

33 Projektberatung und 	
Gesamtkoordination:

	 Andrea Grimm, Karlsruhe

33 Landschaftsarchitekten:
	 Kurt Garrecht, Herxheim

Baugemeinschaft „Onkel Pö“
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Grundriss EG M 1 : 500

Schnitt M 1 : 500

Lageplan M 1 : 2000

Wirth-Allee

Fugger-Glött-Straße

M
arianne-C

arré-Straße

H
einrich-D

iehl-Straße

Fo
to

: N
or

m
an

 P
. K

ra
uß



46

Baugemeinschaft „Wohnpark I“

Städtisches Wohnen im Park. In der Bauge-
meinschaft „Wohnpark I“ fanden sich über-
wiegend Menschen aus der Region zusam-
men, die in Landau einen baulichen Neube-
ginn wagen. Die vorhandene Infrastruktur, der 
Südpark und die Nähe zum Ebenberg bietet 
allen Altersgruppen dafür beste Voraussetzun-
gen. Wichtig ist den Mitgliedern dieser Bau-
gemeinschaft eine Balance zwischen Privatheit 
und Gemeinsamkeit zu finden.

Generationenswohnen. Die Bewohner im 
„Wohnpark I“ bilden eine sozial homogene 
Gemeinschaft. Diese besteht aus teilweise im 

Erwerbsleben stehenden Singles, älteren Ehe-
paaren im dritten Lebensalter, jungen Paaren, 
mit und ohne Kind, die berufstätig sind. 

Barrierefreies Wohnen im städtischen 
Mehrfamilienhaus. Das Mehrfamilienhaus 
besteht aus zwei Baukörpern. Die Erschlie-
ßung der Wohnungen beider Baukörper er-
folgt über einen gemeinsamen „Gartenhof“ 
mit Aufzug, Treppenanlage und Zugangsste-
gen. In dieser Zone befinden sich auch die den 
Wohnungen zugeordneten „Energiegärten“, 
gartenähnliche Freisitz-Bereiche. 

Der gemeinsame „Gartenhof“ sowie ein 
Raum im Untergeschoss von ca. 25 qm stehen 
zur gemeinschaftlichen Nutzung zur Verfü-
gung. Die Ausgestaltung erfolgt durch die 
Baugemeinschaftsmitglieder.

Fünfzehn Stellplätze stehen zur Verfügung, 
davon neun in der Tiefgarage und sechs als 
oberirdische Stellplätze bzw. Carports. Auf der 
Südseite des Grundstücks befindet sich ein ge-
meinschaftlicher Parkplatz, der zum kurzen 
Parken der Hausbewohner oder für Gäste des 
Wohnparks zur Verfügung steht.

Individuelle Grundrisse und Vielfalt. Die 
gewählte Bauweise, eine Stahlbetonkon
struktion des Tragwerks in Kombination mit 

Vorderansicht des „Wohnpark I“ 
vom Park aus gesehen
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der Holzständerbauweise der Fassaden, er-
möglicht individuelle Entwürfe der einzelnen 
Grundrisse. Der Zuschnitt der einzelnen Woh-
nungen und ihre Ausstattung wurden einver-
nehmlich zwischen den Architekten und Ei-
gentümern abgestimmt.

Balance: Privatheit neben Gemeinschaft.
Im Planungs- und Bauprozess waren die Mit-
glieder der Baugemeinschaft stark engagiert. 
Dies drückt sich u. a. darin aus, dass einige 
Baugemeinschaftsmitglieder die Aufgaben des 
Projektsteuerers übernommen haben. Das Pla-
nungskonzept wurde gemeinsam mit dem Ar-
chitekten entwickelt. 

Besonders die privaten Wohnungen mit den 
zugeordneten Freibereichen und der gemein-
sam gestaltete und genutzte „Gartenhof“ 
zwischen den beiden Baukörpern verdeutlicht 
die Suche nach einer Balance zwischen Privat-
heit und Gemeinschaft.
	
Wohnen heute. Die Bewohner sind stolz auf 
ihr Haus und richten sich jetzt in ihren Woh-
nungen ein. Im Außenbereich sind noch eini-
ge Maßnahmen durchzuführen. Einzelne Mit-
glieder der Baugemeinschaften zeigen bereits 
großes Engagement in Nachbarschaftsbelan-
gen.
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Baugemeinschaft „Wohnpark I“

33 Projektdaten:
	 2 Baukörper mit jeweils 5 

Wohneinheiten (65 - 135 qm) 

33 Wohnfläche: 1.060 qm

33 Gemeinschaftsräume:
	 gemeinsamer „Gartenhof“ auf 

jeder Ebene und ein Raum im 
Untergeschoss von 25 qm

33 Träger/Rechtsform:
	 Baugemeinschaft „Wohnpark 

I“, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts

33 Architekten:
	 Arbeitsgemeinschaft Peter Fern 

und Esther Karcher, Karlsruhe 
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Grundriss EG M 1 : 500 Schnitt M 1 : 500

Lageplan M 1 : 2000
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Baugemeinschaft „Wohnpark Am Ebenberg“

Generationsübergreifendes Wohnen mit 
nachhaltigem Energiekonzept. Das gene-
rationsübergreifende Wohnprojekt „Wohn-
park Am Ebenberg“ geht auf eine Initiati-
ve des Architekturbüros Werkgemeinschaft 
Landau und eines Landauer Bürgers zurück. 
Am südlichen Rand des Geländes entstehen 
zwei Baukörper mit insgesamt 12 Wohnein-
heiten im Geschosswohnungsbau. Ziel dieses 
Wohnprojekts ist es, ein generationsübergrei-
fendes Wohnen mit nachhaltigem Energie-
konzept zu ermöglichten.

Mehrgenerationenwohnen. Die Bauge-
meinschaft besteht aus jungen Familien, Paa-
ren und Einzelpersonen, teils aus Landauern, 
teils aus dem Umland. So sind z. B. drei Ge-
nerationen einer Familie in zwei getrennten, 
aber miteinander verbundenen Wohnungen 
untergebracht.

Funktionales und flexibles Wohnen. Die 
Werkgemeinschaft Landau plante und mode-
rierte den gemeinschaftlichen Planungspro-
zess. Bei diesem Wohnprojekt stehen die in-
dividuellen Anforderungen der späteren Be-
wohner im Zentrum: Alle Wohnungen sollen 
jetzt oder später altersgerecht genutzt wer-
den können – funktionale Grundrisse ma-
chen es möglich. So kann der Wohnraum 
der Lebenssituation entsprechend angepasst 

Richtfest

Symbolische Grundsteinlegung mit 
Übergabe der Zeitkapsel an die Bauge-
meinschaft durch Frau Ministerin Ahnen 
und Herrn Bürgermeister Ingenthron
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werden, etwa durch Hinzufügen oder Ab-
trennen von Räumen und Teilflächen.

Die beiden Baukörper sind nicht unterkellert 
oder mit einer Tiefgarage unterbaut. Die 
Hälfte der Stellplätze und alle Nebenräume 
bzw. Kellerersatzräume sind in den Erdge-
schossen untergebracht. Trotz dieser funktio-
nalen Anordnung wird ein anspruchsvolles 
Gestaltungskonzept verfolgt. Die Einheiten 
erhalten ein Sockelgeschoss, das sich durch 
eine Fassadenbekleidung aus Holz von den 
Wohngeschossen absetzt.

Zufällige und zuverlässige Gemeinschaft.
Die einzelnen Baugruppenmitglieder sind 
eher zusammengewürfelt. Aus dieser Kon-
stellation ist eine zuverlässige und gute Ge-
meinschaft zusammengewachsen.

Privater/ Öffentlicher Raum. Die Freifläche 
zwischen den beiden Baukörpern soll als Ort 
der Kommunikation dienen.
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Baugemeinschaft „Wohnpark Am Ebenberg“

33 Projektdaten:
	 Zwei Baukörper mit 12 Wohn

einheiten im Geschosswoh-
nungsbau. Wohnungsgrößen 
von unter 85 qm bis 220 qm 

33 Wohnfläche: 1.494 qm

33 Sonstige Einrichtungen:
	 Gemeinsame Freiflächen

33 Träger/Rechtsform:
	 Baugemeinschaft „Wohnpark 

Am Ebenberg“, Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts

33 Architekten:
	 Werkgemeinschaft Landau, 

Freie Architekten
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Grundriss EG M 1 : 500

Schnitt M 1 : 500 Lageplan M 1 : 2000

Hans-Stempel-Straße
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Baugemeinschaft „Gemeinsam Wohnen“

Generationsgemischtes Wohnen. Ein 
Wohnangebot für Menschen aus unterschied-
lichen Altersgruppen und in verschiedenen 
Lebenssituationen schwebte den Architekten 
als Initiatoren des Projektes vor. Ziel dieser 
Baugemeinschaft ist es, sowohl das Zusam-
menleben im Projekt als auch getrennte 
Wohnformen zu ermöglichen, je nach indivi-
duellem Lebenskontext. 

Junge Familien und Menschen im Dritten 
Lebensalter. Die Gemeinschaft besteht aus 
jüngeren Familien, Einzelpersonen und Paa-
ren im dritten Lebensabschnitt. 

Barrierefreies Wohnen im Mehrfamilien-
haus und Familienwohnen im Reihenhaus.
Entsprechend den unterschiedlichen Zielgrup-
pen schlugen die Architekten zwei verschie-
den strukturierte Baukörper vor. Der kleinere 
besteht aus vier Reihenhäusern, die individu-
ell an die Vorstellungen der Baufamilien an-
gepasst wurden. Im rechten Winkel dazu be-
findet sich ein Geschosswohnungsbau, der je 
nach dem Flächenbedarf der einzelnen Mit-
bauenden in neun sehr unterschiedliche Woh-

nungen aufgeteilt worden ist. Es eignet sich 
gut für Einpersonenhaushalte und Paare im 
dritten Lebensabschnitt. Bei den Planungen 
der meisten Wohnungen wurde die altersge-
rechte Nutzbarkeit berücksichtigt.

Gemeinsamer Innenhof als sozialer Treff-
punkt der Gemeinschaft. Die intensive ge-
meinsame Beschäftigung mit den gewünsch-
ten Wohn- und Lebensformen und das ge-
meinsame Durchleben von Rückschlägen und 
Erfolgen hat zu einem engen Zusammenge-
hörigkeitsgefühl geführt. 

Es sind privat genutzte Terrassen und Balko-
ne entstanden. Die gemeinschaftliche Frei
fläche soll zum Treffpunkt der Gemeinschaft 
werden. 

Wohnen heute. Das Wohnprojekt ist bezo-
gen und die Bewohner richten sich langsam 
in ihren neuen Wohnungen ein. In ersten 
Problemsituationen, wie der Überflutung der 
Keller bei Starkregen, hat sich die junge Ge-
meinschaft bereits bewährt.
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Baugemeinschaft „Gemeinsam Wohnen“

33 Projektdaten:
	 4 Reihenhäuser und 9 Woh-

nungen in zwei Baukörpern in 
zweieinhalbgeschossiger Bau-
weise (67-165 qm) 

33 Wohnfläche: 1.644 qm

33 Sonstige Einrichtungen:
	 Gemeinschaftsgarten 

33 Träger/Rechtsform:
	 Baugemeinschaft „Gemein-

sam Wohnen“, Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts

33 Architekten:
	 Bürogemeinschaft Gekeler 

Bäuerlein Gudmundsdóttir 
Jungmann, Karlsruhe 

33 Projektsteuerung und 	
Moderation:

	 Bürogemeinschaft Gekeler 
Bäuerlein Gudmundsdóttir 
Jungmann, Karlsruhe 

Grundriss EG M 1 : 500
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Schnitt M 1 : 500

Lageplan M 1 : 2000
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Gut durchmischte Gemeinschaft. Die Bau-

gemeinschaft „Unterm Dach“ ist gut durch-

mischt und setzt sich überwiegend aus Perso-

nen zusammen, deren Kinder bereits ausgezo-

gen sind, oder aus Familien, die sich erst in ih-

rer Gründungsphase befinden. Für Singles bzw. 

Paare entstehen zudem vier Etagenwohnungen 

im Erdgeschoss bzw. unter dem Dach. 

Reihenhausähnliches Wohnen im Bestand. 
„Unterm Dach“ der ehemaligen Remise sollen 

unterschiedliche Wohnformen möglich sein. Es 

überwiegen reihenhausähnliche Wohnungen, 

die durch die räumlichen Gegebenheiten und 

den Charme der alten Bausubstanz einen ganz 

besonderen Charakter bekommen werden. 

Zwei Wohnungen werden rollstuhlgerecht und 

eine barrierefrei ausgeführt. Den 19 Wohnun-

gen werden 29 Stellplätze zugeordnet, davon 

sind 3 Stellplätze behindertengerecht. 

 

Privates Wohnen im Altbau. Die Bauge-

meinschaft entschied sich mit ihren Architekten 

für ein kompaktes, aber auch privates Wohnen. 

Die Stellplätze sind rechtwinkelig zur Straße an-

geordnet und über die gesamte Länge verteilt, 

sodass in den Zwischenbereichen jeweils ein 

Grün- bzw. Zuweg entsteht. Privat nutzbare 

Freiflächen werden sich hinter dem Haus befin-

den.

Baugemeinschaft „Unterm Dach“

Neues Leben in der Remise. Bauen in Ge-

meinschaft ist in Bestandsgebäuden oftmals 

schwierig, da sich die Kosten nur schwer ab-

schätzen lassen. Nachdem ein Projektteam er-

folgreich im „Wohnpark Am Ebenberg“ ein 

Baugemeinschaftsprojekt abschließen konnte, 

bewarb es sich um die Grundstücksoption für 

das Baufeld 14, auf dem sich ein historisches 

Wirtschaftsgebäude befindet. Es gelang rela-

tiv schnell, eine Baugemeinschaft zu bilden, die 

das leerstehende Gebäude gemeinsam umbau-

en will. Inzwischen konnte das Grundstück er-

worben und mit den Detailplanungen begon-

nen werden.
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33 Projektdaten:
	 15 Maisonettewohnungen 

und 4 Etagenwohnungen 
(51-145 qm)

33 Wohnfläche: 2.204 qm 

33 Träger/Rechtsform:
	 Baugemeinschaft „Unterm 

Dach“, Gesellschaft bürger
lichen Rechts

33 Architekten:
	 Bürogemeinschaft Gekeler 

Bäuerlein Gudmundsdóttir 
Jungmann, Karlsruhe 

33 Projektsteuerung und 	
Moderation:

	 Bürogemeinschaft Gekeler 
Bäuerlein Gudmundsdóttir 
Jungmann, Karlsruhe 
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Grundriss EG M 1 : 600 Schnitt M 1 : 500

Lageplan M 1 : 2000
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Individuelles Wohnen im Eigentum. In 
der architekteninitiierten Baugemeinschaft 
schlossen sich vier Familien zusammen, die 
ihre individuellen Wohnvorstellungen im ur-
banen Wohneigentum innerhalb einer Bau-
gruppe realisierten. 

Barrierefreies Wohnen im Mehrfamilien-
haus. Die Baugemeinschaft baute vier drei-
stöckige Reihenhäuser mit Garage und Stell-
platz.	Die Baufamilien einigten sich mit ihrem 
Architekten auf eine einheitliche Gestaltung 
der Außenfassaden. In den Häusern selbst 

wurden individuelle Wohnwünsche bei der 
Planung der Grundrisse und Ausstattung der 
Gebäude berücksichtigt.

Leben in guter Nachbarschaft. Durch den 
gemeinsamen Planungs- und Realisierungs-
prozess konnte eine hohe Identifikation mit 
dem eigenen Haus und dem Wohnumfeld 
entwickelt werden. Den Mitgliedern dieser 
Baugemeinschaft waren die Mitwirkungs-
möglichkeiten in Planung und Bau der Häu-
ser wichtig, aber auch die Selbstverantwor-
tung über ihre eigenen Häuser. Bewusst wur-
de deshalb die direkte Zuordnung der Grund-
stücke durch Realteilung gewählt.

Reihenhäuser und Grundstücke sind klar ab-
gegrenzt. Auch die klare Zuordnung der Gär-
ten zu den einzelnen Hausteilen spiegelt das 
Konzept des individuellen Wohnens in Nach-
barschaft wider. 

Wohnen heute. Die Bewohner sind mit ih-
ren Häusern sehr zufrieden. Auch das Kon-
zept des individuellen Doppelhauses als Al-
ternative zum vorstädtischen Eigenheim wird 
gewürdigt. Durch den intensiven und manch-
mal auch anstrengenden Bauprozess hat sich 
in der Baugemeinschaft eine gute und ver-
traute Nachbarschaft herausgebildet.
 

Baugemeinschaft „Westend“ GbR
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33 Projektdaten:
	 Hausgruppe aus 4 Doppel-

haushälften (160-170 qm)
	
33 Wohnfläche: 660 qm

33 Träger/Rechtsform:
	 Baugemeinschaft „Westend“ 

Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts, Realeigentum

33 Architekten:
	 architectoo schoch.eichhorn.

bühler, Karlsruhe

Baugemeinschaft „Westend“ GbR
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Lageplan M 1 : 2000

Schnitt M 1 : 500

Grundriss EG M 1 : 500
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Baugemeinschaft „Für Passiv-/Plusenergie-/KfW-40-Häuser“

Energiebewusst und gemeinsam. Das Pro-
jekt wurde von einer Landauer Familie auf 
Anregung eines Architekten aus der Umge-
bung initiiert. In diesem Wohnprojekt wurde 
viel Wert auf eine nachhaltige Bauweise und 
energetisch optimierte Wohnnutzung gelegt.

Wohnen mit Kindern. Im Wesentlichen 
richtet sich das Wohnangebot an Familien 
mit kleineren Kinder. Die Gemeinschaft ist je-
doch offen für Interessenten außerhalb die-
ser Lebensphase.

Individuelles Wohnen in Passiv- und Plus
energie-Doppelhäusern. Zunächst waren 
vier zwei- bzw. dreigeschossige Doppelhäu-
ser in Holzbauweise geplant. Die Baugemein-
schaft setzte sich dabei das Ziel, den bereits 

ambitionierten durch den Bebauungsplan 
vorgegebenen Energiestandard zu übertref-
fen. Aus Kostengründen entschied sich die 
Baugemeinschaft jedoch, die Gebäude in 
Massivbauweise auszuführen.

Die acht Doppelhaushälften verfügen über 
acht Stellplätze vor dem Haus sowie die 
gleiche Anzahl an Garagenstellplätzen. Die 
Grundstücke und Gebäude sind klar vonei-
nander getrennt. Im Erdgeschoss der Dop-
pelhäuser befinden sich die Küche und der 
Wohnraum, im oberen Hausbereich die pri-
vaten Räume (Eltern- und Kinderschlafzim-
mer). Jede Doppelhaushälfte hat eine Wohn-
fläche von 165-200 qm.

Gemeinschaftsgarten als Ort der Begeg-
nung. Jedes Haus hat einen eigenen Garten, 
der an den etwa 550 qm großen gemein-
schaftlich genutzten Gartenbereich grenzt. 
Dieser Gemeinschaftsgarten wird ein Begeg-
nungsort für alle Bewohner sein und ein be-
vorzugter Platz für die Kinder sein. Die An-
ordnung des Gemeinschaftsgartens ermög-
licht es den Kindern, selbständig Kontakte zu 
schließen, gleichwohl unter unmerklicher Auf-
sicht der Eltern. Mit diesem Entwurf wird eine 
nachbarschaftliche Gemeinschaft gefördert 
und gleichzeitig kann jede Familie in ihrem Be-
reich die gewünschte Privatsphäre leben.
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33 Projektdaten:
	 8 Doppelhaushälften (165-

200 qm) in zwei- bis dreige-
schossiger Bauweise mit 8 
Garagenstellplätzen sowie 8 
Stellplätzen im Außenraum, 

33 Wohnfläche: 1.400 qm

33 Sonstige Einrichtungen:
	 gemeinschaftliche Garten

fläche, 550 qm

33 Träger/Rechtsform:
	 Planungsgemeinschaft „Für 

Passiv-/Plusenergie-/KfW-40-
Häuser“, Gesellschaft bürger-
lichen Rechts

33 Architekten:
	 Wolfgang Klein, Pleisweiler- 

Oberhofen

Baugemeinschaft „Für Passiv-/Plusenergie-/KfW-40-Häuser“

Grundriss EG M 1 : 500

Schnitt M 1 : 500
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Lageplan M 1 : 2000
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4. Bürgerhäuser neu gedacht: Baugemeinschaften und gemeinschaftliche Wohnprojekte
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4.1 	Haus- und Grundrisstypen sowie Frei-	
		  flächen und Gemeinschaftsräume
Die nachfolgende Matrix zeigt auf einen Blick 
wie vielfältig die Landauer Baukultur mit Bauge-
meinschaften ist. Es entstanden Mehrfamilien
häuser in sehr unterschiedlicher Ausprägung 
und Größe. Die Gebäude haben einen sehr ho-
hen ökologischen Standard und sind in der Regel 
auch barrierearm. Es entstanden zudem Reihen- 
und Doppelhäuser, die eine urbane Alternative 
zum freistehenden Einfamilienhaus darstellen. 
Und es entstanden Mischformen, die den unter-
schiedlichen Wohnvorstellungen der Baugemein-
schaftsmitgliedern Rechnung tragen.

In den Landauer Baugemeinschaften finden sich 
verschiedene Orte der Gemeinschaft. So gibt es 
in den beiden Landauer genossenschaftlich ori-
entierten Wohnprojekten eine große Anzahl von 
Gemeinschaftsräumen für die Bewohner (Ver-
anstaltungsraum, Kinderspielraum etc.). Bauge-
meinschaften realisieren hingegen weniger tra-
ditionelle Gemeinschaftsräume, vielmehrent-
wickeln sie vielfältige Formen, für die Gemein-
schaft, die wiederum Ausdruck der Balance zwi-
schen individuellem und gemeinschaftlichem 
Wohnen sind.

Ein ungewöhnliches Beispiel für eine „individuel-
le Gemeinschaft“ ist die Baugemeinschaft „On-
kel Pö“. Diese Baugemeinschaft baute sich einen 

kleinen Gemeinschaftsraum mit Küche. Von die-
sem Gemeinschaftsraum gelangt man zum ge-
meinschaftlichen Schwimmbad, das sich über 
den Carports im Seitenflügel befindet.

Die meisten Baugemeinschaften verzichteten je-
doch auf klar zugeordnete Gemeinschaftsräu-
me. Sie suchten vielmehr kommunikative Orte 
der Begegnung zu entwickeln. So werden in der 
Baugemeinschaft „Wohnpark I“ die beiden Bau-
körper durch recht großzügige Erschließungs
zonen – den „Gartenhof“ – erschlossen. Diese 
verbindende Eingangssituation wird so zum Ort 
alltäglicher Begegnungen.

Für viele Baugemeinschaften hat ein gemein-
samer Innenhof hohe Bedeutung. Dort können 
Kinder spielen oder Feste gefeiert werden. Die 
Innenhöfe ergänzen das Angebot an öffentli-
chen Freiflächen, das im „Wohnpark Am Eben-
berg“ in großem Ausmaß und hoher Qualität 
vorhanden ist.

Die Innenhöfe ergänzen das Angebot an öffentlichen 

Freiflächen, das im „Wohnpark Am Ebenberg“ in großem 

Ausmaß und hoher Qualität vorhanden ist.
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Erdgeschossgrundrisse, Gemeinschaftsräume (orange) und Gemeinschaftsfreiflächen (grün)

Generationswohnen Landau (Gehola)		    Gemeinschaftlich Wohnen (GeWold)

Onkel Pö mit Schwimmbad auf dem Dach (blau)	 Wohnpark I	 Wohnpark Am Ebenberg
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Gemeinsam Wohnen	
  	

                        Westend	           Für Passiv-/Plusenergie-/KfW-40-Häuser

Unterm Dach
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4.2 	Neue Bau- und Wohnerfahrungen – die 	
		S  icht der Bewohnerinnen und Bewohner
Selbstbestimmtes und selbstverantwortliches 
Bauen ist ein zeitaufwendiger Prozess, da eine 
umfangreiche Kommunikation innerhalb der 
Gruppe, aber auch mit den professionellen Ak-
teuren (Architekten, Fachplaner, Verwaltungs-
mitarbeiter, Bankenvertreter etc.) geführt wer-
den muss. Dabei können die Akteure ein freund-
schaftliches und respektvolles Verhältnis unter
einander und zu ihren Architekten aufbauen, 
das lange über die Bauphase hinaus wirkt. Dies 
gelingt in der Regel auch, jedoch nicht immer.

Im Herbst 2014 nahm die wissenschaftliche Pro-
zessbegleitung ihre Arbeit auf. In einer ersten 
Phase wurden zwischen Anfang Januar bis Ende 
Juni 2015 Interviews mit Vertretern den Bauge-
meinschaften und ihren Architekten bzw. Pro-
jektsteuerern durchgeführt. Die Projekte befan-
den sich zu diesem Zeitpunkt in der Planung 
oder bereits in der Bauphase. Die Interviews fan-
den je nach Wunsch der Interviewpartner in of-
fener Atmosphäre in den damaligen Wohnun-
gen statt oder in Architekturbüros, in Cafés oder 

Restaurants. Die Dauer variierte zwischen 60 
und 90 Minuten. Meist fanden die Gespräche 
am späten Nachmittag oder frühen Abend statt. 
Alle Gespräche wurden mit Zustimmung der 
Interviewpartner aufgezeichnet. 

In einer zweiten Interviewrunde fragte die Pro-
zessbegleitung nach dem Einzug der ersten Bau-
gemeinschaften, diesmal ohne Teilnahme der 
Architekten und Projektsteuerer, die Bewohne-
rinnen und Bewohnern rückblickend nach ihrer 
heutigen Bewertung des partizipativen Baupro-
zesses sowie nach ihren bisherigen Wohnerfah-
rungen. Die zweite Gesprächsrunde fand in den 
neuen Wohnungen im „Wohnpark Am Eben-
berg“ zwischen Anfang und Frühherbst 2016 
statt.

Den Bewohnerinnen und Bewohnern wurde 
selbstverständlich Anonymität zugesichert, um 
auch offene Rückmeldungen zu erhalten. Die 
Aussagen der Interviewpartner sind nachfolgend 
thematisch gebündelt und nur, wenn es sich um 
eine vom allgemeinen Stimmungsbild abwei-
chende Einzelmeinung handelt, als solche kennt-
lich gemacht. Ziel war nicht, eine standardisier-
te s Befragung durchzuführen, sondern einzelne 
Stimmungen, Meinungen und Zwischentöne zu 
hören. Deshalb wurde auch auf standardisierte 
Fragebögen verzichtet. Vereinzelt war es durch-
aus auch möglich, dass ein Mitglied der Bauge-

Ziel war nicht, eine standardisierte Befragung durchzuführen, 

sondern einzelne Stimmungen, Meinungen und Zwischentöne 

zu hören. 

4. Bürgerhäuser neu gedacht: Baugemeinschaften und gemeinschaftliche Wohnprojekte
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meinschaft eine bestimmte Position vertrat, ein 
anderes Mitglied in der gleichen Angelegenheit 
eine andere. Die Interviewsituation konnte dann 
Anlass sein für leidenschaftliche Diskussion unter 
den Bauherren.

Bewohnermeinungen zum Bauprozess. Die In-
terviews, die während des Planungs- und Bau-
prozesses geführt wurden, waren zumeist ge-
prägt von großen Hoffnungen, aber auch von 
ganz konkreten Befürchtungen. Auffällig war, 
dass die externen Probleme, wie die Gelände
hebungen infolge der Bohrungen für das Geo-
thermiekraftwerk und die Verschiebung der Lan-
desgartenschau, die wiederum unmittelbaren 
Einfluss auf den Baufortschritt hatten (es konn-
ten keine lärmenden Bauarbeiten durchgeführt 
werden) kaum thematisiert wurden. Ganz kon-
kret standen der Bau des eigenen Hauses und 
die eigene Baugruppe im Fokus. Die Vertreter 
der Baugemeinschaften dachten also vordring-
lich in Einzelparzellen und in ihren Gebäuden. 
Bindende gemeinsame Ziele für die Quartiersent-
wicklung im „Wohnpark Am Ebenberg“, wie 
Quartiersgärten oder gemeinsame Tiefgaragen, 
wurden kaum formuliert. 

33 Bauen mit Baugemeinschaften – ein persön-
liches Wagnis. Die meisten Bauenden waren, 
bis auf wenige Ausnahmen (Architekten, die 
auch Bauherren waren), mit dem Bauen in ei-

ner Gemeinschaft nicht vertraut. Sie konnten 
auch nicht auf Erfahrungen in ihrem Bekann-
tenkreis zurückgreifen. Als Pioniere gingen 
sie ein Wagnis ein, das sie nur bedingt ab-
schätzen konnten. Wichtig waren ihnen da-
her verlässliche und stabilisierende Rahmen-
bedingungen. 
33 Städtische Akteure bewiesen ebenfalls Mut 

und bereiteten neue Wege des bürgerschaft-
lichen Bauens vor. Sie mussten daher – wie 
die Bauherren selbst – erst Erfahrungen sam-
meln. Komplexe Bauprozesse und Verträge 
mit den Bauenden erforderten eine hohe Re-
gulationsdichte, die vereinzelt auch als Miss-
trauen gegenüber den Bauenden interpre-
tiert wurde. Mehrfach wurde dieser Aspekt 
im Zusammenhang mit dem Grundstücks-
kaufvertrag genannt. Solch ein sich nach al-
len Seiten absicherndes Vertragswerk sei viel-
leicht gegenüber anonymen Investoren ange-
bracht, nicht aber gegenüber Landauer Bür-
gern.
33 Trotz dieser Kritikpunkte wurde aber den-

noch einhellig betont, dass die politischen 
Gremien und Repräsentanten ebenso wie die 
städtischen Mitarbeitenden aus der Verwal-
tung ihnen mit großem Respekt begegneten 
und auch in kritischen Phasen unterstützend 
agierten.
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33 Die Preissenkung für die Mehraufwendungen 
in der Fundamentierung der Gebäude nach 
Bekanntwerden der Geländehebungen wur-
de als positives Zeichen und pragmatische 
Lösung empfunden. Lobend wurde allgemein 
die direkte Kommunikation auch bei exter-
nen Problemen (Bombenfunde, Geländehe-
bungen, Verschiebung der Landesgarten-
schau) hervorgehoben. Diese offene Kommu-
nikationskultur ist sicherlich ein Grund dafür, 
dass diese kritischen drei Themen in den In-
terviews nur beiläufig thematisiert wurden.
33 	In den Gesprächen wurde die Aufteilung 

der Aufgaben zwischen Stadtverwaltung 
und DSK - Deutsche Stadt- und Grundstück-
sentwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG 
als Treuhänder und Entwicklungsträger der 
Stadt Landau manchmal als schwierig emp-
funden. Mitglieder der Baugemeinschaften 
hätten eine gemeinsame Wahrnehmung der 
Termine gewünscht. 
Grundsätzlich wurde eine größere Transpa-
renz beim Verkauf der Grundstücke ange-
regt. So wäre eine wiederholende Veranstal-
tung sicherlich hilfreich gewesen, auf der al-
len Baugemeinschaften ein „Rohling“ der 
Grundstücksverträge gemeinsam erläutert 
worden wäre.
33 Eine Person berichtete, dass die Hinterlegung 

von Bürgschaften für Schäden im öffentli-
chen Raum zu Problemen der Umsetzbarkeit 

(wenn Mitbauende bei verschiedenen Ban-
ken finanzieren) geführt hätte. Diese Bürg-
schaften wurde als Misstrauensvotum ge-
genüber den Baugemeinschaften angesehen 
(Einzelmeinung).
33 Wenngleich einzelne Aspekte kritisiert wur-

den, dominierte dennoch die Auffassung, 
dass die Entscheidungen mit der Stadtverwal-
tung und DSK im Allgemeinen als fair emp-
funden wurden. Insgesamt „haben sie es gut 
gemacht“.
33 Unterschiedlich wurde der hohe Energiestan-

dard bewertet. Während einige auf die ho-
hen Baukosten hinwiesen (damit wäre ein 
kostengünstiges Bauen für junge Familien 
kaum realisierbar), sahen andere diesen As-
pekt als Qualitätsmerkmal des „Wohnparks 
Am Ebenberg“. Es sind in diesem Punkt un-
terschiedliche Standpunkte zwischen den Ge-
nerationen festzustellen.
33 Fast alle Interviewpartner thematisieren das 

Verhältnis von Nähe und Distanz. Es müsse 
immer eine Balance gefunden werden. Dieser 
Ausgleich müsse sich im sozialen Leben, aber 
auch architektonisch spiegeln („Gemeinsam 
wohnen – getrennt leben“).
33 Jüngere Interviewpartner betonten gelegent-

lich, die unterschiedliche Dynamik und Inte-
ressenlage innerhalb der Baugemeinschaft. 
Es würde zwei Generationscluster geben: ei-
nerseits „Leute, die die Familienphase hinter 

4. Bürgerhäuser neu gedacht: Baugemeinschaften und gemeinschaftliche Wohnprojekte
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sich haben und jetzt voller Enthusiasmus und 
Idealismus ins Gruppenthema einsteigen wol-
len“ und andererseits die kleinere Gruppe – 
Anfang und Mitte der Familienphase – „die 
ein Eigenheim für die Familie haben wollen.“ 
33 Der Umgang mit Abweichungen von Pla-

nungszielen des Rahmenplans und Festset-
zungen aus dem Bebauungsplan wurde sehr 
unterschiedlich bewertet: Während teilweise 
stadtplanerisch sehr pragmatische Lösungen 
gefunden werden konnten, wurde in gestal-
terischen Fragen eine größere Gelassenheit 
gewünscht.
33 Der Grundstimmung war insgesamt sehr 

wohlwollend. Kein Interviewpartner stellte 
das Verfahren grundsätzlich in Frage. Die 
Baugemeinschaften seien eine sehr gute 	
Alternative zum Bauen mit Bauträgern.

Sichtweisen nach dem Einzug in die neue 
Wohnung. Generell überwog nach dem Ein-
zug die Erleichterung, dass langsam wieder Nor-
malität im Leben und im „Wohnalltag“ einkehrt. 
Die bezogenen Gebäude waren weitgehend fer-
tiggestellt. Zwar stören manchmal noch kleinere 
Baumängel oder die noch nicht angelegten Freif-
lächen das Wohlbefinden, aber der Blick ist nun 
auf den Alltag gerichtet. Einige Befragten wol-
len jetzt erst einmal in ihrer neuen Wohnung 
oder ihrem Haus „ankommen“. Andere haben 
ihren Blick bereits auf das neue Wohnquartier 

im „Wohnpark Am Ebenberg“ gerichtet und en-
gagieren sich in ihrem unmittelbaren Wohnum-
feld; so stellen sie sich beispielsweise den Lärm-
konflikten mit Jugendlichen in der Nachbarschaft 
während lauer Sommernächte. 

Die zentralen Aussagen nach Bezug der Woh-
nungen waren:

Alle Bewohnerinnen und Bewohner berichteten 
vom Planungs- und Bauprozess als einer Heraus-
forderung, die deutlich größer war, als zunächst 
vermutet. Im Ergebnis bewertet aber trotz dieser 
Anstrengungen die Mehrheit der Bauenden den 
Prozess Bauen in Baugemeinschaften positiv. 
Alle Interviewten würden wieder diesen Weg ge-
hen. Diese positive Grundhaltung äußerten auch 
jene Personen, die am gemeinschaftlichen Bau-
prozess ursprünglich nur deshalb teilnahmen, 
weil sie auf dem Landauer Wohnungsmarkt kei-

nen geeigneten Bauplatz für ein Eigenheim oder 
eine bezahlbare Wohnung fanden („Ich bin vom 
Saulus zum Paulus geworden“). 

Im Ergebnis bewertet aber trotz dieser Anstrengungen 

die Mehrheit der Bauenden den Prozess Bauen in 

Baugemeinschaften positiv.
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Kurz nach dem Einzug waren die Bewohnerinnen 
und Bewohner stolz auf ihre neue Wohnung oder 
ihr neues Haus und berichteten über die Vorzüge. 
Ältere Bewohnerinnen nannten insbesondere 
Barrierefreiheit und die Stadtnähe der Wohnung. 
Jüngere betonten besonders die individuelle Ge-
staltung ihrer Wohnung, die genau ihren Wohn-
wünschen entsprechen würde, und sie lobten 
das kinderfreundliche Wohnumfeld.

Vereinzelt wurde auch die Notwendigkeit pro-
fessioneller Projektsteuerung thematisiert. Inte-
ressant war, dass zwischen zwei Geschäftsfüh-
rern einer Baugemeinschaft dieser Punkt sehr 
kontrovers diskutiert wurde. Während der eine 
die Notwendigkeit externer Projektsteuerung 
betonte, war der andere gerade sehr stolz dar-
auf, dass sie es gemeinsam ohne Projektsteuerer 
„gut geschafft“ hätten.

In einigen Baugemeinschaften wurden verein-
zelt Wohnungen von Personen gebaut, die die-
se Wohnungen nicht selbst nutzen. Diese „In-
vestoren“ hätten nur ein geringes Engagement 
gezeigt und sie würden die Wohnung vorrangig 
als Renditeobjekt sehen. Eine geduldigere Su-
che nach Selbstnutzern wäre, so die Aussage, im 
Nachhinein sinnvoll gewesen.

Bemerkenswert war auch, dass Mitglieder von 
Baugemeinschaften die „es nicht geschafft ha-
ben“, ihr Scheitern pragmatisch sehen, ohne 
den städtischen Akteuren Vorhaltungen zu ma-
chen oder das Procedere des Bauens in Bauge-
meinschaften generell in Frage zu stellen.
Die Rolle der städtischen Akteure wird auch 
nach dem Einzug, trotz einzelner Kritikpunkte, 
weiterhin recht positiv bewertet. Die Stadt habe 
sich als „lernfähig“ erwiesen. Mehrfach wurde 
der Mut der Stadt Landau neue Wege zu gehen 
lobend anerkannt.

4. Bürgerhäuser neu gedacht: Baugemeinschaften und gemeinschaftliche Wohnprojekte
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In der Schwarmstadt der Pfalz gab’s so ne Idee,
so’n Baugruppenprojekt, was für’n Renommee
wie in Tübingen, Freiburg, jetzt auch in Landau,
was’n Prestige neben der 2015er Gartenschau.
Entwickelt wird dabei ein ganzes Quartier,
Frau Ministerin, zur Kontrolle sind sie ja heute hier.
Wir alle ließen uns ein auf diese Vision der Politik,
barrierefrei, altersgerecht, kinderfreundlich und dann auch noch schick,
sozialverträgliches Bauen mehrerer Generationen,
und dabei nicht zu teuer, denn keiner besitzt hier Millionen.

Baugruppe, Baugruppe, wie funktioniert so ’ne Truppe?
Ja, Baugruppe fragten wir uns, wie soll so was gehen,
zum Glück gab’s Architekten, die sich darauf verstehen.
Für viele hört sich das nach Kommunismus an,
so schlimm ist es nicht, aber ’ne Menge Arbeit hängt dran.
Man trifft sich monatlich zur Sitzung, fürchtet anfangs das Schlimmste,
so Dinge wie ’ne Stunde lang reden über was für’n Klo nimmste,
aber in der ersten Baugruppensitzung merkte man schon,
komisch, hier gibt’s gar keine Opposition.
Stattdessen geht’s sehr konstruktiv ums Elementare,
klar, ab und zu rauft man sich schon mal die Haare,
aber dabei bleibt es sehr sachlich und keiner drischt Phrasen,
wir diskutieren nicht täglich die Farbe vom Rasen.
Bei aller Harmonie, Probleme gab’s da nie?

Ganz dicke kam’s gleich mit der Geothermie,
da dachten wir schon, Mist, ein Haus wird das nie.
Verloren haben wir Mitglieder dabei,
man dachte ja auch, Landau reißt es entzwei,
die Mahnung vor dem Höllenschlunde,
bei manchen ist sie noch in aller Munde,
wie gut, dass wir wissenschaftlichen Fakten glauben,
MINT hilft ungemein, einem den Schlaf nicht zu rauben.

Bauamt, Denkmalbehörde, Notar, ISB,
Genehmigung über Genehmigung, das tut manchmal weh,
Monate später noch ’ne Rechnung der Stadt, für dies oder das,
nicht immer sinnvoll, aber wer baut, der kennt so etwas,
nun gut, sie denken nun, schlimmer geht’s nimmer,
mäkeln kann jeder und die meckern ja immer.
Nein, das wäre sicher übertrieben und unangemessen,
denn es läuft insgesamt gut, das kann man ermessen,
denn da steht er, der Rohbau, fast komplett,
und so ’n Häuschen, direkt neben der Gartenschau, das ist schon ganz nett.

Und der Baufortschritt, der blieb dann im Tritt?

Na ja, endlich ging’s los und gleich einen Stopp,
anonym angeschwärzt, was für ein Flop,
ein Bürger, der meinte, die Geschichte zu retten,
gehört mit dieser Art leider nicht zu den Netten.
Festung war’s angeblich, die sich schnell erwies,
wie die Gruppendrohne das auch gleich bewies,
als ein paar alten Mauern der Vinotheks Schwester
und keine Minengänge aus Vaubans Semester.
Von nun an lief ’s gut, geschmiert kann man sagen,
auch wenn wir uns immer noch sorgenvoll fragen,
ob alles so klappt, wie wir uns das denken
und wann die Kräne die letzten Teile einschwenken.

Und was steht jetzt noch bevor, neben Fenstern, Türen, Gartentor?

Sicherlich noch die eine oder andere Sitzung mit der Stadt,
die hoffentlich nicht mehr so viel zu mäkeln hat
und bei Gelegenheit endlich erkennt,
dass sich von uns keiner missionarisch verrennt.
Wir sind offen für alles, aber Sinn muss es ergeben,
und keiner hat Lust, hier als Störer zu leben,
dafür sollten wir aber immer auf Augenhöhe bleiben
und vielleicht manches nicht in Genehmigungen schreiben,
denn partnerschaftlich ist unsere Devise,
und das finden wir, ist gar keine Miese.
Diskutieren können sie mit uns mal laut und mal leise,
denn wir wollen quasi ganz kommunardisch auf unsere Weise,
den Wohnpark schnell beleben im neuen Haus
und halten dann sicherlich auch mal ein Erdbeben aus.

Zu guter Letzt soll man bei sowas ja danken,
jetzt erwarten Sie nicht, dass wir hier Einzelne holn auf die Planken,
denn das sind sehr viele in so ’nem Prozess,
und weil ich bei so was fast immer einen vergess,
mach ich’s allgemein und danke jetzt allen,
die uns helfen, bis dann die Sektkorken knallen,
ob sie sich angesprochen fühlen, müssen Sie jetzt entscheiden,
wir sind jetzt mal raus und gehen ganz bescheiden.

Sascha Hofmann | Baugruppen Slam 

Baugruppen Slam gehalten von Dr. Sascha Hofmann anlässlich der Grundsteinlegung
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Wenn Bürger selbst ihre Stadt bauen, entstehen 
keine anonymen Siedlungen, sondern ein Stück 
lebendige Stadt. Bürgerschaftliches Bauen ist stets 
auch ein gebautes Statement für die Stadt, denn 
Baugemeinschaften suchen keinen austauschba-
ren reinen Wohnstandort, sondern einen festen 
Lebensmittelpunkt, für den es sich zu engagieren 
lohnt. 

Die besondere Stärke des Bauens mit Baugemein-
schaften ist der konkrete Ortsbezug. Daher wer-
den in Deutschland, angepasst an die dort leben-
den Menschen und lokalen Rahmenbedingungen, 
sehr unterschiedliche Wege für das Bauen in Ge-
meinschaft beschritten, die durchaus idealtypisch 
sein können („Hamburger Modell“; „Tübinger 
Modell“ etc.).

In Landau in der Pfalz hat sich ebenfalls eine ei-
genständige und erfolgreiche Variante des Bau-
ens mit Baugemeinschaften etabliert, die sehr in-
dividuell auf situative und örtliche Gegebenheiten 
reagiert. Da sie aber zugleich auf grundlegenden 
Handlungsoptionen beruht und charakteristische 
Merkmale aufweist, kann von einem Handlungs-
modell gesprochen werden. Dieses Modell zeigt 
Wege auf, die beispielgebend für andere Mittel- 
und Kleinstädte sein können.

Die zentralen Merkmale des Landauer Modells 
sind:

Die Stadt baut auf ihre Bürger. In Landau wurde 
ein Verfahren entwickelt und implementiert, das 
auf einer aktiven Teilhabe der Bürgerinnen und 
Bürger am Stadtentwicklungsprozess beruhte. 
Es wurden Baufelder für die selbst bauende Bür-
gerschaft reserviert und diese bei der Umsetzung 
ihrer Planung aktiv unterstützt. Es begann eine 
„neue Gründerzeit“, in welcher im neuen Stadt-
quartier zeitgemäße Bürgerhäuser entstanden.

Politische Legitimierung. In Landau wurde der 
Prozess des Bauens mit Baugemeinschaften po-
litisch verankert und legitimiert. Alle wesentli-
chen Entscheidungen wurden parteiübergreifend 
getragen. Wichtig war auch das öffentliche Be-
kenntnis des Baudezernenten, der dieses lokale 
Experiment zur „Chefsache“ machte. Die loka-
len politischen Gremien verabschiedeten alle Rah-
menbedingungen und begleiten das „Bauen mit 
Baugemeinschaften“ in Landau kritisch und kon-
struktiv.

Zuständigkeiten in der Kommunalverwaltung.
Bauen mit Baugemeinschaften erfordert die Ein-
beziehung verschiedener Fachabteilungen der 
Kommunalverwaltung. Für den Aufbau eines 
Netzwerkes von Akteuren innerhalb und außer-
halb der Verwaltung ist eine zentrale Ansprech-

5. Das Landauer Modell
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person in der Verwaltung empfehlenswert. Es war 
in Landau daher sehr hilfreich, dass eine Stelle im 
Stadtplanungsamt geschaffen wurde, die als An-
laufstelle für die Bauinteressierten und Architek-
ten fungierte, aber auch innerhalb der Stadtver-
waltung koordinierende Aufgaben übernahm.

Kommunikation und Vertrauen. Bauen in Bauge-
meinschaften ist ein komplexer Prozess, der klare 
Regeln, aber auch Flexibilität, Vertrauen wie Ver-
bindlichkeit erfordert. Vertrauen wird durch eine 
offene Kommunikation befördert. Es zeigte sich, 
dass die hohe Bereitschaft offen zu kommunizie-
ren auch in kritischen Phasen wechselseitiges Ver-
trauen schuf und zum Gelingen des Baugemein-
schaftsprozesses in Landau beitrug.

Lernende Planung. Die städtischen Akteure in 
Landau konnten nicht auf fundierte Erfahrungen 
in Baugemeinschaftsverfahren zurückgreifen. Um 
die Dynamik nicht im Vorfeld zu hemmen, wur-
den relative offene Verfahren angewandt. Die-
se Offenheit im Realisierungsprozess wurde von 
den Akteuren stets kritisch hinterfragt, und wenn 
es sinnvoll erschien, wurden die Parameter ange-
passt (z. B. Gestaltungsfibel). Mit größerer Erfah-
rung und Sicherheit konnten die Planungsprozes-
se gestrafft und systematisiert werden. Es war da-
her auch kein Problem, das Plangebiet für Bauge-
meinschaften im „Wohnpark Am Ebenberg“ jen-
seits des Kernbereichs auszuweiten.

Dialog und Partizipation. Die neue Baukultur des 
Bauens in Gemeinschaft wurde in Landau sorgfäl-
tig vorbereitet und von allen politischen Parteien 
aktiv unterstützt. Um alle Beteiligten kontinuier-
lich in den Prozess einzubinden, wurde eine um-
fassende Beteiligungskultur etabliert. In diesem 
Rahmen fanden Veranstaltungen mit verschie-
denen Formaten statt (Workshops, Informations-
veranstaltungen, Rückfragenkolloquien, „Markt-
platz der Ideen“, Ausstellungen, Einbindung in 	
stadt.weiter.bauen. als Perspektivenwerkstatt 
während der Landesgartenschau 2015 etc.). Diese 
Beteiligungskultur erweiterte formalisierte Verfah-
ren, die im Baurecht vorgesehen sind. Es wurden 
verschiedene Akteure (Architektenkammer, Ver-
bände, Vereine etc.) eingebunden, um die Ent-
wicklung zu begleiten und zu qualifizieren.

Teilhabe und Mitgestaltung. Die Baugemeinschaf-
ten im „Wohnpark Am Ebenberg“ haben Stadt
entwicklung aktiv mitgestaltet und gemeinschaft-
lich ihren zukünftigen Wohnort geplant und ge-
baut. Das Bauen in Gemeinschaft in Landau geht 
über die Umsetzung von Einzelprojekten hinaus, 
da sich die Projekte auf ein ganzes Stadtquartier 
konzentrieren und in ebenso hohem Maße eine 
gemeinschaftliche Quartiersentwicklung im Fo-
kus steht. So entwickelt sich der „Wohnpark Am 
Ebenberg“ aufgrund der gemeinschaftlichen Ent-
scheidungsprozesse zu einem lebendigen und at-
traktiven Stadtteil mit vertrauten Nachbarschaften.
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II. 	Lernen von Landau 

Kompendium des Bauens mit Baugemeinschaften – ein Werkzeugkasten
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der Begleitung des Baugemeinschaftsprozesses 
„Wohnpark Am Ebenberg“ und wurden mit Er-
fahrungen aus vergleichbaren Entwicklungen an-
derer Städte ergänzt. Der Werkzeugkasten ist als 
ein Arbeitsmittel zu verstehen, das versucht, 
möglichst umfassend alle für die Kommune rele-
vanten Aspekte des gemeinschaftlichen Bauens 
aufzugreifen.

1. Neue Herausforderungen

Für Kommunen, die gemeinschaftliches Bauen 
als attraktive Ergänzung des bestehenden 
Wohnangebots etablieren möchten, sind Erfah-
rungen aus realisierten Projekten in anderen 
Städten eine wichtige Hilfestellung. Die nachfol-
gend ausgeführten Themen, Fragestellungen 
und Lösungsansätze zur gemeinschaftlichen 
Quartiersentwicklung entstanden auf der Basis 
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2. Von der Idee zum Konzept

2.1 Zielgruppen und Immobilienmarkt
Die Hauptinteressentengruppen für Bauge-
meinschaften und Wohnprojekten sind zum ei-
nen Familien, deren Platzbedarf sich vergrößert 
hat, zum anderen ältere Menschen, die ihren 
Haushalt verkleinern oder nach Aufgabe ihrer Er-
werbstätigkeit den Wohnort wechseln möchten. 
Die zweite Personengruppe verbindet mit der 
neuen Immobilie oft den Wunsch, soziale Kon-
takte im Gebäude und im Wohnumfeld knüpfen 
zu können.

Für viele Familien, die in einem angespannten 
Immobilienmarkt ein Reihen- oder Einfamilien-
haus suchen und – mangels Angeboten oder 
aufgrund der hohen Preise – nicht fündig wer-
den, stellt die Geschosswohnung in einer Bauge-
meinschaft zunächst lediglich einen Kompromiss 
dar, um Eigentum zu bilden. Oft stellen sie je-
doch im Laufe des Planungsprozesses oder in der 
Wohnphase fest, dass die individuelle Wohnung 
im Gemeinschaftsprojekt eine sehr gute oder 
sogar auch die bessere Alternative zum klassi-
schen Eigenheim ist. Andere Familien wiederum 
suchen bewusst eine Wohnung in der Gemein-
schaft. Diese Interessentengruppe wird kontinu-
ierlich größer. 

Für junge Familien sind jedoch die langen Pro-
jektlaufzeiten bei gemeinschaftlichen Baupro-
jekten hinderlich, da oft erst mit der Suche be-
gonnen wird, wenn bereits akuter Wohnraum-
mangel besteht. Die ältere Generation kann sich 
hingegen besser auf längere Projektlaufzeiten 
einstellen.

Vor- und Nachteile von Baugemeinschaften – 
aus Sicht der Kommune 

Vorteile
33 Baugemeinschaften erweitern die Vielfalt des 

Immobilienangebots in einer Kommune.
33 Baugemeinschaften ermöglichen Schwellen-

haushalten die Eigentumsbildung.
33 Baugemeinschaften können soziale und kul-

turelle Funktionen innerhalb einer Dorf- oder 
Quartiersgesellschaft übernehmen. 
33 Bürgerinnen und Bürger können sich über 

Baugemeinschaften aktiv an der Orts- oder 
Stadtentwicklung beteiligen, durch Identifi
kation entstehen stabile Nachbarschaften.
33 Baugemeinschaften fördern durch Auftrags-

vergaben lokale Handwerksbetriebe.
33 Baugemeinschaften realisieren hochwertige 

und nachhaltige Bau- und Wohnkonzepte.

Nachteile
33 Die Vergabe von Grundstücken an Bauge-

meinschaften ist zeitaufwendiger.
33 Aus Grundstücksverkäufen werden keine 	

maximalen Einnahmen erzielt.

Junge Familien und ältere Menschen 

sind die Hauptinteressentengruppen für 

Baugemeinschaften und Wohnprojekte
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Notizen
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Vor- und Nachteile von Baugemeinschaften 
– aus Sicht der Bauenden

Vorteile
33 Baugemeinschaften ermöglichen die Planung 

individueller, bedarfsgerechter Wohnungen 
und Gebäude.
33 Baugemeinschaften ermöglichen kosten

transparentes und kostengünstigeres Bauen.
33 Die künftigen Bewohner lernen sich während 

des Planungs- und Bauprozesses kennen. Es 
entstehen bereits vor dem Einzug stabile 
Hausgemeinschaften.
33 Baugemeinschaften realisieren attraktive Ge-

meinschaftseinrichtungen wie z. B. Gemein-
schaftsräume, Gärten, Gästezimmer oder 
Werkstätten.

Nachteile
33 Es ist ein höherer zeitlicher Aufwand für 		

Planung und Umsetzung notwendig.
33 Die Kosten-, Termin- und Qualitätsrisiken 

müssen übernommen werden.
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Die Entwicklung mit Baugemeinschaften er-
gänzt das herkömmliche Immobilienangebot 
und schafft neue Möglichkeiten der Eigentums-
bildung, insbesondere auch für finanziell und so-
zial schwächere Zielgruppen. Für viele Schwel-
lenhaushalte kann die Geschosswohnung in der 
Baugemeinschaft wegen der niedrigeren Kos-
ten den einzigen Weg zum Wohneigentum dar-
stellen. Um diese Zielgruppe zu fördern, kön-
nen größere Parzellen, die relativ kostengünstig 
mit einer einfachen Kubatur zu bebauen sind, 
für Baugemeinschaften ausgeschrieben werden. 
Oft werden über Bebauungspläne Regelungen 
zum Energiestandard, die über die gesetzlichen 
Vorgaben hinausgehen, oder auch Regelungen 
zur Qualität des Fassadenmaterials getroffen. 
Grundstücke für Low-Budget-Projekte können 
von diesen Regelungen ausgenommen werden.

Viele gemeinschaftliche Projekte integrieren 
recht selbstverständlich Wohnraum für Men-
schen mit Behinderung oder mit Pflegebedarf. 
Träger der Behindertenhilfe, die seit einigen Jah-
ren die großen Komplexeinrichtungen zugunsten 
dezentraler Angebote stark verkleinern, haben 
Baugemeinschaften und Wohnprojekte als ideale 
Möglichkeit der Integration entdeckt und beteili-
gen sich mit großer Offenheit an gemeinschaftli-
chen Projekten.

Angespannte Immobilienmärkte begünstigen 
die Gründung von Baugemeinschaften. Denn 
wer auf herkömmlichen Wegen keine geeigne-
te Wohnung findet, ist offen für neue Möglich-
keiten. Konflikte sind jedoch programmiert, da 
Bauträger kein Interesse daran haben können, 
in einem lukrativen Markt ihre Gewinnpotentia-
le durch die Konkurrenz von kostengünstigeren 
Baugemeinschaftsprojekten zu schmälern.

In Gegenden, wo die Nachfrage nach Wohnraum 
geringer ist, besteht weniger die Notwendigkeit 
neue Wege zu gehen: Einige jüngere Familien er-
halten ein Baugrundstück von den Eltern und 
bauen darauf ihr Einfamilienhaus, andere können 
auf günstige Bestandsimmobilien ausweichen. 
Damit gibt es weniger Anlass, sich mit neuen For-
men des Wohnens zu beschäftigen. In vielen dörf-
lichen Strukturen sind die Wohnbedingungen für 
ältere Menschen zunehmend schwieriger gewor-
den: Die Immobilien sind oft zu groß für ihre Be-
dürfnisse und Nahversorgungseinrichtungen feh-
len. Baugemeinschaften und Wohnprojekte kön-
nen einen wichtigen Beitrag zur Revitalisierung 
von Dörfern leisten. Durch die Integration der zu-
künftigen Nutzer in die Projektentwicklung kann 
ein lokal spezifisches Wohn- und Dienstleistungs-
angebot geschaffen werden, um den vorhande-
nen Bedarf zu decken. Ein gemeinschaftliches 
Projekt kann die Keimzelle einer positiven, zu-
kunftsorientierten Entwicklung darstellen. Bevor 
Baugemeinschaften und Wohnprojekte in einer 
Region mit geringer Nachfrage initiiert werden, 
sollte jedoch besonders detailliert geprüft werden, 
ob genügend Nachfrage besteht oder geweckt 
werden kann. Die Realisierungschancen werden 
deutlich erhöht, wenn sich das Projekt aus einer 
bestehenden Initiative entwickelt und die Interes-
sen verschiedener anderer lokaler Akteure einbin-
det. Es sollte detailliert abgewogen werden, ob 
die Projektgröße in einer angemessenen Relation 
zum potentiellen Einzugsgebiet von Interessenten 
ist.

2.2 	Geeignete Gebäude für 			 
		  Baugemeinschaften
Viele Gründe sprechen für den Geschosswoh-
nungsbau als den am besten geeigneten Ge-
bäudetyp für gemeinschaftliches Bauen. Es kön-
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nen unterschiedliche Wohnungsgrößen und -zu-
schnitte für verschiedenste individuelle Bedürf-
nisse realisiert werden. Auch lassen sich Wohnen 
und Arbeiten sehr gut kombinieren oder variable 
Grundrisse konzipieren, bei denen Flächen be-
darfsgerecht zuschaltbar sind. Barrierefreiheit ist 
in den meisten Fällen durch den im Neubau übli-
chen Aufzug gegeben und lässt sich auch inner-
halb der Wohnung mit überschaubarem Auf-
wand herstellen.

Vergleichbare Bauträgerprojekte verfügen über 
eine geringere Individualität, da die Planung und 
teilweise der Bau zum Zeitpunkt des Erwerbs 
schon viel weiter fortgeschritten sind. Oftmals 
gibt es nur eine geringe Möglichkeit der Mit-
sprache der künftigen Bewohner, somit ist eine 
bedarfsgerechte Planung deutlich schwieriger 
wenn nicht unmöglich. 

Gemeinschaftliches Wohnen im Geschosswoh-
nungsbau erzeugt durch seine kommunikative 
Struktur und stadträumliche Dichte leicht ein le-
bendiges Umfeld. Dies stellt in der Kombination 
mit der hohen Individualität der einzelnen Ein-
heiten eine sehr attraktive Mischung dar. Zusätz-
lich können in gemeinschaftlich organisierten 
Projekten verschiedene gemeinschaftliche Ein-
richtungen realisiert werden. Baugemeinschaften 
machen den Geschosswohnungsbau somit für 
neue Zielgruppen attraktiv. 

Andere Familien wollen nach wie vor am liebsten 
in einem freistehenden Einfamilienhaus wohnen. 
In Regionen mit einem angespannten oder über-
hitzten Immobilienmarkt ist dies finanziell aber 
kaum realisierbar. Daher weichen sie auf kom-
paktere Bauformen wie Reihen- und Doppel-
häuser aus. Hier bieten Bauträger und Fertig-
hausanbieter bereits eine hohe Individualität an. 

Bei diesen Gebäudetypen ist das Einsparpotenzi-
al von Baugemeinschaften nicht vorhanden oder 
deutlich geringer, da sich die Baugemeinschaf-
ten mit den Preisen von wirtschaftlich sehr opti-
mierten Projekten und Haustypen zum Festpreis 
vergleichen müssen. Festzuhalten ist zudem, 
dass die Miteigentümer bei Reihen-, Doppel- 
oder Einzelhausprojekten sich in der Regel durch 
eine schwächere Identifikation mit der Gemein-
schaft auszeichnen als in Geschosswohnungs-
projekten. Über ein gemeinsames Thema ent-
steht hier dann oft mehr Gemeinschaft, z. B. ein 
gemeinschaftlicher Garten zwischen den Gebäu-
den, als Spiel- und Kommunikationsort. Die Um-
setzung engagierter Energiekonzepte oder eine 
ökologische Bauweise sind weitere wichtige Mo-
tive für das gemeinschaftliche Bauen. Solche en-
gagierten Hausgruppenprojekte entstehen meist 
nur durch Eigeninitiative, in der Regel überwiegt 
jedoch das Interesse an einem eigenen Haus auf 
einem realgeteilten Grundstück.

Mietwohnungen in Baugemeinschaften und 
Wohnprojekten tragen zusätzlich zur Durch-
mischung der Projekte und des Umfelds bei. Sie 
bieten für Interessenten, die kein Eigentum er-
werben möchten oder nur einige Jahre dort 
wohnen werden, die Möglichkeit der Teilha-
be am gemeinsamen Wohnen. Wenn sich in ei-
ner Stadt das Bauen in Baugemeinschaften ein-
gespielt hat, wird der Anteil an Mietwohnun-
gen in den Projekten meist höher. Dies resul-
tiert daraus, dass eine Investition in eine Bauge-
meinschaft als sicher angesehen wird und auch 
durch die Wertschöpfung attraktiv ist. In Regi-
onen mit angespanntem oder überhitztem Im-
mobilienmarkt versuchen einige Kommunen 
daher, mit Mietpreisobergrenzen und Wieder-
kaufsrecht die Spekulation zu begrenzen. Inzwi-
schen gibt es Baugemeinschaftsprojekte, wo die 
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Privateigentümer der Mietwohnungen eine Be-
legungsbindung eingehen und so einen kleinen 
Beitrag zum geförderten Wohnungsbau leisten.

In Quartieren mit urbanem Charakter wird an 
städtebaulich prägenden Stellen die Gewerbe-
nutzung im Erdgeschoss oftmals bindend vor-
gesehen. Da diese Gewerbeflächen erfahrungs-
gemäß schwieriger zu belegen sind als Wohnun-
gen, werden die Kosten dieser Flächen intern mit 
einem reduzierten Faktor bewertet. Diese Diffe-
renz wird über höhere Bewertungsfaktoren der 
Wohnungen – nach oben hin steigend – ausge-
glichen. Daher ist bei der Erstellung der städte-
baulichen Planung und der Parzellenzuschnitte 
darauf zu achten, dass der vorgeschriebene Ge-
werbeanteil auf einem Grundstück nicht zu hoch 
wird.

Viele Freiberufler wollen Wohnen und Arbeiten 
kombinieren, der tatsächliche Bedarf hierfür ist 
im Vorfeld schwer abschätzbar. Diese Kombina-
tion sollte jedoch zur Belebung eines Quartiers 
auch an Stellen ermöglicht werden, wo keine 
Gewerbeverpflichtung im Erdgeschoss über den 
Bebauungsplan festgeschrieben ist. 

Die Revitalisierung von Altbauten durch Bauge-
meinschaften ist ein wichtiger Beitrag zur stadt-
räumlichen Belebung. Das Kostenmanagement 
bei Altbauten hingegen ist komplexer, ein von 
Baugemeinschaften geschätzter verlässlicher 
Kostenrahmen ist nur selten frühzeitig zu fixie-
ren. Zu denken ist hier z. B. an die Entsorgung 
von Altlasten – wie asbest-, PAK-, lindan- oder 
PCB-haltige Materialien – oder durch eine Nut-
zungsänderung teilweise schwer zu erfüllende 
Neubauanforderungen: von der Statik über den 
Brand- und Schallschutz bis hin zu energetischen 
Anforderungen an die Gebäudehülle und die 

Haustechnik. Es bedarf damit einer viel weitrei-
chenderen Vorleistung von Seiten des Planungs-
teams und des Projektsteuerers, bis auf der Ba-
sis eines verlässlichen Kostenrahmens eine Pla-
nungsgemeinschaft gegründet werden kann. Ein 
Projektteam, das sowohl in der Altbauumnut-
zung als auch im gemeinschaftlichen Bauen Er-
fahrung aufweist, ist daher ausdrücklich emp-
fehlenswert.

Die Realisierungschancen eines Projekts mit 
komplizierten Altbaustrukturen sind höher, 
wenn der Verkäufer Voruntersuchungen der Ge-
bäudesubstanz zur Verfügung stellt.

Allgemein gilt, dass die Projektgröße zum 
Standort, zur Art des Baukonzeptes und zum 
Bekanntheitsgrad des Themas Baugemeinschaf-
ten in der Region passen sollte. Zu große Grup-
pen verzeichnen bereits erste Austritte, wenn sie 
nicht schnell genug gefüllt werden können, um 
das Projekt zeitnah zu realisieren. Daher sollten 
Projekte in Kommunen, in denen bisher keine 
Erfahrungen mit Baugemeinschaften gemacht 
wurden, 10 bis 15 Wohneinheiten nicht über-
steigen. Hingegen können sich größere Grup-
pen, 25 Parteien und mehr, gemeinschaftliche 
Einrichtungen mit vertretbarem finanziellen Auf-
wand leisten und sie auch ausreichend nutzen.

2.3 Grundstücke für Baugemeinschaften
Die Konstituierung einer Baugemeinschaft 
braucht Zeit. Daher sollte die Möglichkeit ei-
ner Grundstücksreservierung einen Zeitraum 
von mindests sechs Monaten umfassen, ggf. 
mit der Option der Verlängerung. Nur so bil-
det sich aus dem unverbindlichen Zusammen-
schluss von Interessenten eine handlungsfähige 
Baugemeinschaft heraus. Sie erarbeitet aus einer 
Projektidee ein Bebauungs- und Finanzierungs-
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konzept und erwirbt dann auf dieser Grundlage 
das Grundstück. Nur sehr wenige Projektinitia-
tiven entstehen ohne ein kommunales Angebot 
an entsprechenden Grundstücken. Dies ist darin 
begründet, dass sie am normalen Grundstücks-
markt, mangels Möglichkeiten einer verbindlichen 
Reservierung, fast keine Chancen auf den Erwerb 
eines Grundstücks haben. Die kommunale Verga-
be von Bauplätzen an gemeinschaftliche Projek-
te ist daher Voraussetzung für das Bauen in Ge-
meinschaft. Die Reservierung des Grundstücks er-
folgt zu einem Festpreis, dieser wird in der Regel 
durch den Gutachterausschuss ermittelt. Dieses 
Verfahren weicht von der vielerorts noch gängi-
gen Praxis der Grundstücksvergabe zum Höchst-
preis ab. Die rechtlichen Rahmbedingungen las-
sen jedoch inzwischen Konzeptvergaben zur Rea-
lisierung kostengünstigen Mietwohnungsbau und 
preiswerten Wohneigentum zu (vgl. Merkblatt 
„Kommunale Grundstücksgeschäfte und Kon-
zeptvergaben, Hinweise zu vergabe- und bau-
rechtlichen Aspekten sowie zum EU-Beihilferecht 
und Gemeinderecht“ vom Bündnis für bezahlba-
res Wohnen und Bauen Rheinland-Pfalz, www.
fm.rlp.de). Dadurch ist es einfacher geworden, als 
ersten Schritt die Vergabe von Grundstücken zum 
Festpreis an Baugemeinschaften und Wohnpro-
jekte politisch zu beschließen.

Nachfolgend sind Möglichkeiten aufgezeigt, 
welche die kommunale Vergabe von Grund
stücken nicht ersetzen, sondern ergänzen: 

Projekte auf privaten Grundstücken entstehen 
nur, wenn der zu erzielende Grundstückspreis 
und der Zeitpunkt des Verkaufs für den Eigentü-
mer eine untergeordnete Bedeutung haben. Da-
mit kommen nur Grundstücksbesitzer in Frage, 
die der Idee des gemeinschaftlichen Wohnens 
nahe stehen. Oder die Eigentümer sehen die 

Kommunale Rahmenbedingungen für die 
Realisierung von Baugemeinschaftsprojekten

33 Bereitstellung kommunaler Grundstücke für Bau-
gemeinschaften
33 Einrichtung einer Ansprechstelle für Interessenten 

innerhalb der Stadtverwaltung
33 niedrige Anforderungen an die Bewerbungs

unterlagen
33 Vergabe der Grundstücke zum Verkehrswert mit 

einer Reservierung bis zu einem Jahr
33 einfach zu bebauende und nicht zu große Grund-

stücke
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Chance, dass eine Projektinitiative am ehesten 
in der Lage ist, ihre Immobilie zu erhalten, z. B. 
Kirchen. Sie durchlaufen zurzeit einen Umstruk-
turierungsprozess der Immobiliennutzung, so-
dass Grundstücke und Altbauten verkauft wer-
den können.

In seltenen Fällen ist die Entwicklung eines 
Grundstücks oder einer Immobile so komplex, 
dass sich kein Käufer finden lässt und erst nach 
den gescheiterten Verkaufsversuchen eine Pro-
jektinitiative eine Grundstücksreservierung er-
hält. Baugemeinschaften und Wohnprojekte ha-
ben das Potenzial, sehr komplexe Projekte zu 
realisieren, da gemeinsam mit den zukünftigen 
Nutzern weitreichendere Konzepte entwickelt 
und sofort auf ihre Umsetzbarkeit geprüft wer-
den können. Solche Projekte benötigen professi-
onelle Akteure mit großer Erfahrung im Bereich 
der Immobilienentwicklung und des gemein-
schaftlichen Bauens.

Die Stadtverwaltung kann im Rahmen eines 
städtebaulichen Vertrags über die Realisierung 
eines Baugebiets mit ausschließlich privatem 
Bauland aushandeln, dass einige Grundstücke 
zum Festpreis an Baugemeinschaften vergeben 
werden. Dieses Verfahren birgt die Gefahr, dass 
der Grundstückseigentümer versuchen wird, die 
Projektinitiativen an möglichst vielen anderen 
Kosten zu beteiligen und Risiken auf sie zu über-
tragen. Damit ist es empfehlenswert, diese Mög-
lichkeit erst umzusetzen, wenn lokal mit dem 
Baugemeinschaftsprozess ausreichende Erfah-
rung vorhanden ist.

Erfolgreiche gemeinschaftliche Projekte entste-
hen nicht ohne konkrete Realisierungschancen. 
Daher sollten kommunale Grundstücke anfangs 
auch ohne große Nachfrage für Projektinitiativen 

zur Verfügung gestellt werden. Gerade zu Be-
ginn einer Entwicklung ist es wichtig, gute und 
einfach zu bebauende Grundstücke für Bauge-
meinschaften anzubieten – vielleicht zunächst 
für ein Pilotprojekt. Erst wenn sich das gemein-
schaftliche Bauen etabliert hat, können auch 
komplexer zu bebauende Grundstücke für Bau-
gemeinschaften ausgeschrieben werden.

2.4  Vorbereitung innerhalb der Kommune
Beabsichtigt eine Kommune, das Thema Bauge-
meinschaften und Wohnprojekte aktiv zu för-
dern und Grundstücke dafür zur Verfügung zu 
stellen, ist zu klären, wie der Prozess innerhalb 
der Verwaltung organisiert wird. Eine zentrale 
Ansprechperson ist dabei sehr zweckmäßig. Alle 
Anfragen von außen laufen über sie, falls not-
wendig, werden andere Dienststellen eingebun-
den. Mit verschiedenen Akteuren innerhalb und 
außerhalb der Verwaltung wird ein Netzwerk 
aufgebaut. Der Austausch mit anderen Kommu-
nen und die Kontaktaufnahme zu erfahrenen 
Akteuren sind wichtige Bausteine eines erfolgrei-
chen Prozesses. Es wird ein grober Zeitplan ent-
wickelt, als Ziel steht die Grundstücksvergabe an 
Projektinitiativen. 

Die Öffentlichkeitsarbeit muss frühzeitig begin-
nen. Wichtige Werkzeuge hierfür sind Informati-
onsveranstaltungen, die Präsenz im Internet und 
ein Newsletter. Die Öffentlichkeitsarbeit sollte in 
einer angemessenen Relation zum Projektstand 
und -volumen stehen. Für diese neuen Tätigkei-
ten sollten ausreichende Kapazitäten innerhalb 
der Stadtverwaltung geschaffen werden, sie sind 
meistens im Bereich Stadtentwicklung und -pla-
nung gut zu verorten. Idealerweise wird eine 
Stabstelle geschaffen und der neu angestoßene 
Prozess zur Chefsache erklärt.
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Eine externe Prozessbegleitung sorgt dafür, dass 
vielfältige praktische Erfahrungen aus andern-
orts realisierten Projekten einfließen können. Zu-
sätzlich wird das Thema „Bauen in der Gemein-
schaft“ in der Öffentlichkeit und bei den profes-
sionellen Akteuren bekannt gemacht. So kann 
ein bedarfsgerechtes Angebot aufgebaut wer-
den, das verschiedene Zielgruppen erreicht.

Bei all diesen Rahmenbedingungen – von der 
verwaltungsinternen Ansprechperson bis hin zur 
externen Beratungsstelle – sollte es klare Regeln 
geben, was angeboten und was nicht angebo-
ten wird. Diese Regeln müssen den Projektinitia-
tiven offen kommuniziert werden, sodass keine 
falschen Erwartungen entstehen. Es scheint ein 
richtiger Ansatz zu sein, dass sich die Leistung 
der Prozessbegleitung ausschließlich auf die Ini-
tiierung, Beratung und Information von Bauge-
meinschaften und Wohnprojekten bis zur ihrer 
Gründung beschränkt. Anders formuliert: Die 
Kommune bietet den Rahmen, um die Bauge-
meinschaftsprojekte zu ermöglichen, führt je-
doch keine konkrete Projektarbeit durch. 

Wenn die Rollenverteilung innerhalb des Prozes-
ses geklärt ist, kann von allen Schlüsselpersonen 
gemeinsam ein verwaltungsinterner Leitfaden er-
arbeitet werden. Er besteht aus der Projekt- und 
Organisationsstruktur sowie einem Rahmenter-
minplan. Bereits in dieser frühen Phase wird fest-
gelegt, was in der Kommune unter Baugemein-
schaften und Wohnprojekten verstanden wird. 
Wenn der Prozess erfolgreich gestartet ist, wer-
den sich vermutlich auch Akteure bewerben, de-
ren Konzepte wenig gemeinschaftliche Elemente 
beinhalten. Diese Bewerbungen mit Elementen 
von Bauträgerprojekten lassen sich auf der Ba-
sis einer vorhandenen Definition der Gemein-
schaftsprojekte leichter ablehnen. 

Arbeitsaufgaben einer externen 
Prozessbegleitung
Eine externe Prozessbegleitung berät, begleitet 
und unterstützt die Stadtverwaltung bei folgen-
den Aufgaben:
33 Einbeziehung des Themas „Bauen in Ge-

meinschaft“ in städtebauliche Entwicklungen 
und wohnpolitische Entscheidungen
33 Entwicklung eines Konzeptvergabeverfahrens 

für Baugemeinschaften und Wohnprojekte
33 Umsetzung des Konzeptvergabeverfahrens
33 Unterstützung bei der Öffentlichkeitsarbeit, 

Aufbau einer Interessentenadressdatei
33 Durchführung von Themenabenden für Inte-

ressierte
33 Individuelle Beratungen für Gruppen und Ein-

zelpersonen zu speziellen Fragen
33 Initiierung eines Projektstammtischs
33 Workshops, Fortbildung und Beratungen mit 

interessierten Architekten, Projektsteuerern 
und Banken

Die Kommune bietet den Rahmen, 

um die Baugemeinschaftsprojekte zu 

ermöglichen, führt jedoch keine 

konkrete Projektarbeit durch.



93

Definition Baugemeinschaft
Eine Baugemeinschaft (oder auch Baugruppe) ist 
eine Gruppe von Menschen, die zusammen ein 
Haus oder eine Hausgruppe nach ihren eigenen 
Vorstellungen und Ideen eigenverantwortlich 
planen, bauen und bewohnen. Es gibt auch Bau-
gemeinschaften, die Altbauten umbauen und 
modernisieren.
Von einer Baugemeinschaft kann gesprochen 
werden, wenn folgende Eigenschaften erfüllt 
sind (Christian Burghardt und Matthias Güt
schow, 2011):
33 Die Entscheidungshoheit bei der Planung, 

beim Bauen und allen Verträgen liegt bei 
der Gemeinschaft. Man spricht deshalb auch 
vom partizipativen (demokratischen) Planen 
und Bauen.
33 Die Gemeinschaft ist üblicherweise als Ge-

sellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR) ge-
gründet.
33 Die Gemeinschaft trägt alle Bauherrenrisiken: 

Kosten, Termine und Qualitäten.
33 Alle Dienstleistungs-, Planungs-, und Bauver-

träge werden nur von der gesamten Bauge-
meinschaft geschlossen.
33 Jedes Mitglied kauft im Rahmen der Gemein-

schaft seinen Grundstücksanteil ohne Gebäu-
de oder mit einem zu sanierenden Altbau.
33 Das gesamte Bauwerk wird im Auftrag der 

Baugemeinschaft ausgeschrieben und verge-
ben.
33 Alle Verträge, Pläne, Kosten und Protokolle 

sind den Mitgliedern frei zugänglich.

Baugemeinschaften und Wohnprojekte

Baugemeinschaften
33 individuelles Eigentum
33 dauerhafte Rechtsform, die den individuellen 

Besitz ermöglicht
33 Mieter können nicht mitbestimmen
33 Wohnungstausch in der Nutzungsphase 

schwierig
33 langfristiger Erhalt der Projektidee ist unsi-

cher
33 einfache Gründung

Wohnprojekte
33 gemeinschaftliches Eigentum
33 dauerhafte Rechtsform, die den gemein-

schaftlichen Besitz ermöglicht
33 alle Bewohner können mitbestimmen
33 Wohnungstausch in der Nutzungsphase ein-

facher
33 langfristiger Erhalt der Projektidee ist institu-

tionell gesichert
33 aufwendige Gründung

Bei Baugemeinschaften und Wohnprojekten wird 
in der Regel zunächst eine Planungsgemeinschaft 
als Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) ge-
gründet. Baugemeinschaften werden durch die 
Beurkundung der Teilungserklärung zu Woh-
nungseigentümergemeinschaften. Für Wohnpro-
jekte steht ein ganzes Spektrum an Rechtsformen 
zur Verfügung, die Wichtigsten sind der Verein 
und die Genossenschaft. 

Unabhängig von der Rechtsform benötigen die 
Projekte einen vergleichbaren Anteil an Eigenkapi-
tal. Die Rechtsformen von Wohnprojekten ermög-
lichen die Einwerbung dieses Kapitals auch außer-
halb des Kreises der zukünftigen Bewohner.

https://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschaft_des_b%C3%BCrgerlichen_Rechts
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschaft_des_b%C3%BCrgerlichen_Rechts
https://de.wikipedia.org/wiki/Bauwerk
https://de.wikipedia.org/wiki/Ausschreibung,_Vergabe_und_Abrechnung
https://de.wikipedia.org/wiki/Ausschreibung,_Vergabe_und_Abrechnung
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2.5  Externe Schlüsselakteure
Den Architekten kommt in gemeinschaftlichen 
Bauprojekten eine Schlüsselrolle zu: Ihnen soll-
te das Arbeiten mit Gruppen Spaß machen, sie 
müssen anfangs viel Eigeninitiative aufbringen 
und Leistungen im Vorfeld erbringen, bis ein 
Vertrag unterzeichnet werden kann. Dafür ist 
das gemeinschaftliche Bauen eine sehr spannen-
de Aufgabe, die planerisch oft einen Schritt wei-
ter geht als herkömmliche Planungen für Bau-
träger und Wohnungsbaugesellschaften. Das 
Spektrum reicht vom innovativen Geschosswoh-
nungsbau aus Holz bis hin zu Gebäudestruktu-
ren, die ein anderes gemeinschaftliches Zusam-
menleben ermöglichen. Für den gemeinschaftli-
chen Planungsprozess ist Empathie notwendig. 
Durch die vielfältigen und anspruchsvollen Auf-
gabenstellungen sind Baugemeinschaften attrak-
tive Auftraggeber, viele Planungsbüros entwi-
ckeln sich durch die Planung und Umsetzung der 
gemeinschaftlichen Projekte weiter.

Einige Architekten haben daher das gemein-
schaftliche Bauen für sich entdeckt und es zu ih-
rem Tätigkeitschwerpunkt gemacht.

Wenn die örtliche Architektenkammergruppe 
möglichst früh in den Prozess eingebunden wird, 
können lokale Architekten für das gemeinschaft-
liche Bauen gewonnen und auch Kontakte zu 
geeigneten Projektsteuerern geknüpft werden. 
Eine gemeinsam organisierte Fortbildung zum 
Tätigkeitsfeld Baugemeinschaften kann für die 
lokalen Büros eine passende Einführung darstel-
len.

Neben der Architekturleistung benötigen Bauge-
meinschaften eine Projektsteuerung. Sie bündelt 
aller Bauherrenaufgaben, die Moderation der in-
ternen Entscheidungsfindung und die transpa-
rente Information der Gruppe. Diese Tätigkeit 
wird auch als Baubetreuung, Projektleitung und 
Moderation bezeichnet. Es gibt Baugemeinschaf-
ten, die die Projektsteuerung selbst überneh-
men, dabei werden der zeitliche Aufwand und 
die notwendige Erfahrung schnell unterschätzt. 
Für ein Projekt mit zehn Einheiten werden in ver-
schiedenen Phasen schnell die Kapazitäten ei-
ner Halbtagsstelle benötigt. Daher teilen einige 
Baugemeinschaften die Tätigkeiten zeitlich oder 
nach Themen auf verschiedene Personen auf. 
Bei Projekten mit dieser Organisationstruktur be-
steht die Gefahr, dass Defizite durch schlechten 
Informationsfluss gekoppelt mit mangelnder Er-
fahrung entstehen. Folglich kann die Beauftra-
gung einer Projektsteuerung den Projektablauf 
erheblich vereinfachen und durch klare Regelun-
gen mögliche Streitigkeiten vermeiden. Die Pro-
jektsteuerungsleistung für Baugemeinschaften 
und Wohnprojekte ist ein sehr spezielles Tätig-
keitsfeld, das in der Regel nicht von herkömm-
lichen Projektsteuerungsbüros angeboten wird. 
Vielmehr haben sich oft kleine Büros auf dieses 
Tätigkeitsfeld spezialisiert. Meistens haben die 
Akteure zunächst als planende Architekten ge-
meinschaftliche Projekte realisiert, andere haben 
unterschiedlichste Erfahrungshintergründe aus 
der Moderation, Projektentwicklung oder aus 
dem kaufmännischen Bereich. 
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Projektsteuerung für Baugemeinschaften und Wohnprojekte

Die Projektsteuerungsleistung gliedert sich in unterschiedliche Tätigkeitsfelder. Im Wesentlichen wer-
den dabei Bauherrenaufgaben übernommen, die bei einem vergleichbaren Projekt einer Wohnungs-
baugesellschaft von einem Mitarbeiter – oft mit einer Ausbildung als Architekt – geleistet werden. Bei 
Baugemeinschaften kommen die Moderation der internen Entscheidungsfindung und die transparen-
te Information über den Projektstand hinzu.

Vorbereitende Aufgaben 
33 Information von Interessierten und Aufbau 

einer Kerngruppe
33 Konzeptentwicklung unter Berücksichtigung 

von wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
33 Koordination der Grundstücksbewerbung

Organisatorische Aufgaben
33 Strukturierung und Organisation des Projekts
33 Vorbereitung, Moderation und Dokumenta-

tion von Gesellschafterversammlungen der 
Baugemeinschaft
33 Vorbereitung, Herbeiführen und Dokumenta-

tion von Entscheidungen
33 Vorbereitung aller Vertragsabschlüsse
33 Information der Baugemeinschaft zu allen re-

levanten Dingen rund um das Projekt
33 Moderation von Konflikten

Technische Aufgaben
33 Kontrolle und Steuerung von Kosten, Termi-

nen und Qualitäten
33 Vertretung der Interessen der Baugemein-

schaft gegenüber Behörden und Planungsbe-
teiligten
33 Vorbereitung aller notwendigen Genehmi-

gungen
33 Unterstützung bei der Auswahl, Verhandlung 

und Beauftragung des Planungsteams und 
der Handwerksfirmen
33 Unterstützung bei der Mängelverfolgung und 

Inbetriebnahme

Wirtschaftliche Aufgaben
33 Erstellen und Fortschreiben von Kostenvertei-

lung und Zahlungsplänen
33 Beantragung von Fördermitteln
33 Unterstützung bei Abschluss von Krediten 

und Versicherungen
33 Kaufmännische Rechnungsprüfung
33 Projektbuchhaltung und -schlussabrechnung

Eine gemeinsam organisierte 

Fortbildung zum Tätigkeitsfeld 

Baugemeinschaften kann für die 

lokalen Büros eine passende 
Einführung darstellen.
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3. Vom Konzept zum Projekt

Neue Quartiersentwicklungen haben das Poten-
zial, Defizite des Wohnumfelds zu beheben. Zur 
Vorbereitung können Bürgerwerkstätten durch-
geführt werden, um gemeinsam zu überlegen, 
welche Ergänzungen das bestehende Gebiet be-
nötigt und welche konkreten Realisierungsmög-
lichkeiten es gibt. Einige Aspekte aus den Bür-
gerwerkstätten fließen direkt in die städtebau-
liche Planung und vielleicht sogar in die Grund-
stücksausschreibungen für Baugemeinschaften 
ein. Die Bürger werden zu Akteuren der Stad-
tentwicklung, sie können sich in gemeinschaft-
lichen Projekt engagieren. Mit ihrer Strahlkraft 
tragen Baugemeinschaften und Wohnprojekte 
zur Aufwertung des vorhandenen Umfelds bei.

3.1  Planungsgrundlagen
Planungsrechtliche und gestalterische Vorgaben 
für das Bauen mit Baugemeinschaften sollten 
möglichst frühzeitig und verbindlich fixiert wer-
den. Die Projektinitiativen bestehen zumeist aus 
Laien, die zuvor wenig mit Bauplanungsprozes-
sen zu tun hatten. Mit klaren Regeln lässt sich 
der Planungsprozess für alle Beteiligten erheb-
lich vereinfachen. Außerdem sind Baugemein-
schaften mit ihrem Projekt in der Regel emotio-
nal stärker verbunden als professionelle Akteure, 
sodass mögliche Änderungen der Rahmenbedin-
gungen besonders negativ – im ungünstigsten 
Fall als Vertrauensbruch zur Verwaltung – emp-
funden werden. Der Gültigkeit und Verlässlich-
keit einmal getroffener Aussagen kommt somit 
große Bedeutung zu. Es ist zu reflektieren, in-
wieweit eng gesteckte Gestaltungsvorgaben 
zum gemeinschaftlichen Bauen passen und ob 

den Projektinitiativen mit ihren Architekten nicht 
auch ohne enge Regeln zugetraut werden kann, 
ansprechende Gebäude zu realisieren.

Ein Thema, das mehr Berücksichtigung bei der 
Planung von Quartieren finden sollte, ist die Vor-
bereitung auf eine neue Mobilität und Energiever-
sorgung: Dabei sind Anforderungen des Radver-
kehrs, des Carsharings, der regenerativen Energie-
versorgung und der Elektromobilität in der städte-
baulichen Planung umzusetzen. Baugemeinschaf-
ten, die in der Regel der Nachhaltigkeit der Inves-
titionen eine hohe Bedeutung beimessen, sollten 
entsprechende Möglichkeiten umsetzen können. 
So sollten, um die Anforderungen der Elektro
mobilität zu erfüllen, im Bebauungsplan Stand-
orte für ergänzende Trafostationen vorgesehen 
werden. Beispielsweise dürfen die Bauvorschriften 
Fotovoltaikanlagen nicht verhindern und sollten 
bei der Realisierung die Befreiung von der Dach-
begrünung ermöglichen.

3.2  Erkundung der Grundstücke
Wenn es um das eigene Wohnen geht, spielen 
emotionale Verbundenheit mit dem Projekt, Zeit-
plan, Kosten und Wertbeständigkeit eine beson-
ders wichtige Rolle. Die Initiativen bestehen 
überwiegend aus Eigennutzern ohne große Bau-
erfahrung, eine realistische Risikoabschätzung 
darf nicht vorausgesetzt werden. Unsicherheit 
über die Kosten oder die Zeitplanung kann je-
doch – möglicherweise durch die Gruppendyna-
mik verstärkt – ein Projekt schnell scheitern las-
sen. Verunsichernde Aspekte müssen daher früh 
thematisiert und transparent kommuniziert wer-
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den. Die frühzeitige Klärung aller wichtigen 
Grundstücksfragen trägt zu einer höheren Pla-
nungssicherheit bei.

Verschiedene Baugrunduntersuchungen klären 
die Tragfähigkeit und die mögliche Belastung 
des Bodens. Es gibt Altlasten, die auf jeden Fall 
entsorgt werden müssen, wenig belastetes Ma-
terial kann im Boden verbleiben. Erst wenn es 
ausgehoben wird, ist es – mit Mehrkosten ver-
bunden – auf speziellen Deponien zu entsorgen. 
Bereits vor der Grundstücksvermarktung sollten 
die jeweiligen Entsorgungsverfahren sowie die 
Kostenfrage geregelt werden.

Auch eine frühzeitige Einbeziehung des Kampf-
mittelräumdienstes kann sinnvoll sein, denn 
noch immer sind Bombenfunde nicht selten, und 
es kann – wenn notwendig – den Grundstücks-
käufern das Verfahren der Überwachung der 
Erdbauarbeiten durch einen Feuerwerker aufge-
zeigt werden. Eine Anfrage bei der zuständigen 
Denkmalschutzbehörde klärt, ob auf der Flä-
che archäologische Funde erwartet werden kön-
nen, um auszuschließen, dass eine eventuell not-
wendige Grabung den Zeitplan in Frage stellt. 
Ein weiteres Themenfeld ist der Naturschutz, 
möglicherweise müssen Gehölzrodungen und 
eine Artenschutzprüfung beantragt und in den 
Zeitplan aufgenommen werden.

3.3 	Quartiersentwicklung mit 			 
		  Baugemeinschaften
Quartiere, in denen unterschiedliche Baugemein-
schaften bauen, tragen aufgrund der in der Re-

Mit klaren Regeln lässt 
sich der Planungsprozess für 

alle Beteiligten erheblich 
vereinfachen.

Notizen
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https://de.wikipedia.org/wiki/Arch%C3%A4ologie


98

gel eher kleinteiligen Grundstücksparzellierung 
zu sehr lebendigen, attraktiven Stadtteilen bei. 
Einige Planungserfordernisse sollten aber bau-
gemeinschaftsübergreifend geregelt werden. So 
stehen die vorgeschriebenen Rampenneigungen 
und fixierten Abmessungen von Stellplätzen und 
Fahrbahnen in Tiefgaragen oft im Widerspruch 
zur gewünschten kleinteiligen Parzellierung. Bei 
der Realisierung gemeinschaftlicher Garagen 
müssen harte Fakten im Bereich der Organisati-
on und der Kosten für Bau und Betrieb geklärt 
werden. Die Planung einer gemeinschaftlichen 
Freianlage mit Spielplatz ist oft der Impuls für 
eine funktionierende Nachbarschaft. Auch kön-
nen Teile der Gestaltung der öffentlichen Räume 
bewusst im partizipativen Verfahren entwickelt 
werden, um die Bildung einer Quartiersgesell-
schaft zu fördern.

Falls es gewünscht ist, dass verschiedene Projek-
te – seien es Baugemeinschaften oder Bauträger 
– gemeinsam Aufgaben realisieren, sollte dies 
bereits in der Grundstücksausschreibung ange-
legt sein. Bewährt hat sich ein zeitversetztes Ver-
gabeverfahren, das sogenannte Ankernutzerver-
fahren: In einem ersten Schritt wird ein Akteur 
gesucht, der neben seinem eigenen Hochbau-
projekt übergeordnete gemeinschaftliche 
Aufgaben organisiert. Meistens handelt es sich 
dabei neben den gemeinschaftlichen Freiflächen 
um Tiefgaragen. Es können jedoch auch Zu-
gangswege, Fahrradabstellmöglichkeiten, 
Heizzentralen oder Gemeinschaftsräume pro-
jektübergreifend gebaut werden. In der Aus-
schreibung wird ein Konzept zur Organisation 
und Umsetzung der vorgegebenen gemein-
schaftlichen Aufgabe abgefragt. Dabei ist festge-
legt, dass die gemeinschaftlichen Aufgaben 
transparent und fair abgerechnet werden müs-
sen. Beispielsweise muss ein Bauträger, der als 

Ankernutzer die Herstellung einer Tiefgarage 
übernommen hat, die Stellplätze zu einem nach-
vollziehbaren Preis einschließlich Wagnis und 
Gewinn an die anderen Projekte verkaufen. Die-
se Preisbildung sollte kontrolliert werden, da die 
anderen Projekte – auch wegen der baurechtli-
chen Nachweispflicht der Stellplätze – vom An-
kernutzer abhängig sind. Einfacher verhält es 
sich, wenn der Ankernutzer selbst eine Bauge-
meinschaft ist: Dann wird für die Ankernutzer-
aufgabe eine weitere Baugemeinschaft gegrün-
det, die Kostentransparenz ist somit gegeben. 
Beispielsweise wird für die Realisierung einer ge-
meinsamen Freifläche mit Spielplatz eine Bauge-
meinschaft gegründet, deren Gesellschafter die 
umliegenden Hochbauprojekte sind. 

Nach der Grundstücksvergabe an den Ankernut-
zer wird die Konzeption in enger Abstimmung 
mit der Stadtverwaltung weiter ausgearbeitet. 
Sie sollte in dieser Phase eine gewisse Flexibili-
tät für die noch nicht feststehenden Beteiligten 
gewährleisten. Nach einer Bearbeitungszeit von 
zwei bis drei Monaten wird diese Ankernutzer-
konzeption für die restlichen Gruppen ein ver-
bindlicher Bestandteil der Grundstückszusagen. 
Der Aufwand für diese Verfahren ist nicht zu un-
terschätzen, sie ermöglichen bei einer kleintei-
ligen Parzellierung allerdings Vorteile wie eine 
kostensparende Parkierung mit dem Nebenef-
fekt, dass die Anzahl der Tiefgaragenzufahrten 
reduziert werden kann.

Aufgrund der Komplexität ist es empfehlens-
wert, dieses Verfahren erst einzusetzen, wenn 
alle Akteure erste Erfahrungen mit den Themen 
Baugemeinschaften sowie Quartiersentwicklung 
mit Baugemeinschaften sammeln konnten.
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3.4  Ausschreibung und Vergabe
Bevor Grundstücke für Baugemeinschaften aus-
geschrieben werden können, wird ein Vergabe
verfahren erarbeitet: Es ist zu klären, wer die 
Auswahl trifft, nach welchen Kriterien eine In-
teressentengruppe den Grundstückszuschlag 
bekommt und auch unter welchen Rahmenbe-
dingungen die Reservierung verlängert werden 
kann. Die städtebauliche Struktur gibt vor, ob 
die Parzellierung fixiert ist oder ob die Zuschnit-
te der Grundstücke nach den Wünschen der Be-
werber erfolgen kann. Das Vergabeverfahren ist 
anschließend vom zuständigen politischen Gre-
mium zu beschließen.

Es gibt in der Praxis recht unterschiedliche Mög-
lichkeiten, die Standards der Bewerbungsun-
terlagen und die Vergabekriterien zu defi-
nieren. Manche Kommunen verlangen von den 
Projektinitiativen bereits weit entwickelte Archi-
tekturkonzepte, teilweise muss bereits die Pla-
nungsgemeinschaft gegründet und vollständig 
belegt sein. Auch werden von den Gruppen teil-
weise schon abgeschlossene Verträge mit Archi-
tekten und Projektsteuerern verlangt. Andere 
Städte hingegen halten nur eine knappe inhalt-
liche Beschreibung des Projektkonzeptes oder 
standardisierte Bewerbungsbögen zum Ankreu-
zen für erforderlich. 

Wenn Baugemeinschaften und Wohnprojekte 
gefördert werden sollen, sind niederschwellige 
Anforderungen an Bewerbungsstandards klar zu 
bevorzugen. Wer bezahlt ein Architekturkon-
zept, wenn gar nicht gewiss ist, ob die Gruppe 
ein Grundstück bekommt? Wozu muss eine Pro-
jektinitiative vollständig belegt sein, wenn noch 
nicht klar sein kann, wie das Gebäude aussehen 
wird und wieviele Wohnungen es enthalten 
wird?

Vergabekriterien für Baugemeinschaften
33 Vielfalt der Wohnkonzepte, gute Mischung des 

Quartiers
33 Bauliche Aspekte: Architektur, Energiekonzept, 

Parzellengröße
33 Soziale Aspekte: Zusammensetzung der Gruppe, 

geförderte oder frei finanzierte Mietwohnun-
gen, Berücksichtigung von lokalen Interessenten
33 Realisierbarkeit (z.B. Erfahrungen des Projekt-

teams)
33 Partizipativer Ansatz des Projektes

Notizen
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Eine Möglichkeit besteht darin, die Projektkon-
zepte über standardisierte Fragebögen zu 
bewerten. Dieses System hat den Vorteil, dass 
Punktzahlen objektiv ausgezählt werden kön-
nen und die Vergabe somit nicht anfechtbar ist. 
Durch diese Art der Bewertung können der bau-
technische Standard und das Angebot an ge-
meinschaftlichen Räumen kontinuierlich steigen, 
damit aber auch der Kostenrahmen. Die Projekte 
ähneln sich zunehmend, ein Low-Budget-Projekt 
hätte durch die Bewertungsmatrix sehr geringe 
Chancen auf einen Grundstückszuschlag. Es be-
steht die Gefahr, dass nach einigen Bewerbungs-
verfahren fast alle Bewerbungen die volle Punkt-
zahl erreichen, sodass unter den Projektinitiati-
ven die Grundstücksvergabe per Los entschieden 
werden müsste.

Eine andere Option ist, vorab verschiedene Ver-
gabekriterien zu formulieren. Sie lassen sich auf 
drei wesentliche Gruppen reduzieren: Quali-
tät des Bauprojekts, Nutzen für die Quar-
tiers- und Stadtgesellschaft und Realisierbar-
keit. Beispielsweise kann bei einem hochprei-
sigen Wohnungsmarkt die Realisierung einiger 
Einheiten für schwächer gestellte Haushalte po-

sitiv gewertet werden und die Projekte erhalten 
leichter eine Grundstücksreservierung. In Folge 
bereits getroffener Vergabeentscheidungen wer-
den Projektinitiativen im Wettbewerb um eine 
Grundstückszusage motiviert, weitreichendere 
Angebote zu machen. So werden Baugemein-
schaften für bestimmte Zielgruppen durch die in-
terne Kostenbewertung die Erstellungskosten ei-
niger Wohnungen weiter reduzieren.

Die Qualität der Bewerbungen wird von einer 
Vergabekommission diskutiert und bewertet. 
Die Kommission besteht in der Regel aus Vertre-
tern aller Fraktionen des Gemeinderats, unter-
stützt von Mitarbeitern aus der Bauverwaltung. 
Wenn eine externe Prozessbegleitung eingebun-
den ist, berät sie die Kommission. Es können 
zusätzlich Vertreter des entsprechenden Stadt- 
bzw. Ortsteils eingebunden sein. Die Vergabe-
beschlüsse sind leichter angreifbar als im Verfah-
ren mit standardisierten Fragebögen. Es ist daher 
ratsam, sie durch eine breite Einbindung der Po-
litik auf eine sichere Basis zu stellen. 

Die Bewerbungsunterlagen umfassen in der Re-
gel folgende Inhalte: ein Grobkonzept des Bau-
projekts, detaillierte Informationen zur Inter-
essentengruppe, Nennung der professionellen 
Partner und Standortprioritäten sowie Angaben 
zur Projektgröße. Es wird zunächst beurteilt, ob 
die Bewerbungen den Mindestanforderungen 
genügen. Es ist ebenfalls möglich, die Projektini
tiativen zu Bewerbergesprächen einzuladen: So 
kann sich die Kommission ein Bild über die Inte-
ressentengruppe machen und es können gezielt 
Nachfragen zum Projektkonzept gestellt wer-
den. Die Gespräche sind zwar mit einigem Auf-
wand verbunden, sie verbessern jedoch die Qua-
lität der Projektauswahl und verankern den Pro-
zess tiefer. Anschließend wird die Vergabeemp-

Gerade zu Beginn einer Quartiersent-

wicklung mit Baugemeinschaften sind 

einfache Verfahren zu bevorzugen.  
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fehlung ausgearbeitet und vom entsprechenden 
Gremium beschlossen. 

Gerade zu Beginn einer Quartiersentwicklung 
mit Baugemeinschaften sind einfache Verfahren 
zu bevorzugen. Sie sollten jedoch die Möglich-
keit bieten, Bewerbungen ohne einen ausreichen-
den Ansatz des partizipativen Planens und Bauens 
ausschließen zu können. Dabei erfolgt die Grund-
stücksvergabe an die Interessentengruppe und 
nicht an einen professionellen Projektpartner.

3.5		 Zeitliches Zusammenspiel von 		
		G  rundstückskauf und Finanzierung 
Nach dem Grundstückskauf, der in der Regel 
noch mit dem Eigenkapital bestritten wird, soll 
möglichst bald mit dem Bau begonnen werden. 
Dafür sind dann die ersten Gelder aus Krediten 
notwendig, für die die Banken Sicherheiten ver-
langen. So ist es sehr hilfreich, wenn die Beur-
kundungen des Grundstückskaufs und der Tei-
lungserklärung gemeinsam erfolgen können und 
dies möglichst nahe vor dem Baubeginn termi-
niert ist. Bei einer längeren Zeitspanne zwischen 
Grundstückskauf und Erstellung der Wohnungs-
grundbücher muss die gesamte Gruppe die Fi-
nanzierung bei einer Bank abschließen. Dies wird 
notwendig, da zunächst die Grundschulden al-
ler Mitbauenden in das Grundbuch des Grund-
stücks eingetragen und dann, nach Anlegen 
der Wohnungsgrundbücher, auf die jeweiligen 
Einheiten aufgeteilt werden. Es ist nicht mög-
lich, dass sich mehrere Banken die Sicherheit des 
Grundstückes teilen, da jede Bank den ersten 
Rang im Grundbuch für sich beansprucht. Von 
Seiten der Kommune sollte dieser Ablauf berück-
sichtigt werden. Im besten Fall kann er gemein-
sam mit den verschiedenen Akteuren optimiert 
werden. Im Optimalfall werden die Grundbücher 
der Wohnungen drei Monate nach der Beurkun-

dung des Grundstückskaufs und der Teilungser-
klärung erstellt, sodass zügig mit den Baumaß-
nahmen begonnen werden kann.

Die Grundstücke werden erst ausgeschrieben, 
wenn das Vergabeverfahren mit den Rahmenbe-
dingungen der Reservierungsverlängerung und 
dem Zeitpunkt des Grundstückskaufs festge
legt ist. In größeren Verfahren hat es sich be-
währt, das Quartier, das Bewerbungsverfahren, 
die Grundstückskosten und weitere Rahmenbe-
dingungen in verschiedenen Informationsblät-
tern detailliert darzustellen. In einem ersten Blatt 
kann allgemeines zum Quartier erläutert werden, 
in weiteren Blättern werden das Vergabeverfah-
ren, die wichtigsten Regelungen zum Bauen und 
das Energieversorgungskonzept vorgestellt. Auf 
einer Website können parallel dazu Fragen zum 
Bauen und Leben im Quartier beantwortet wer-
den. Dadurch wird der Prozess transparenter und 
die Beantwortung vieler einzelner Nachfragen er-
übrigt sich.

3.6  Bewerbung
Die Vermarktung beginnt mit einer Auftaktver-
anstaltung, den Erläuterungen der Rahmenbe-
dingungen der Grundstücksvergabe und der 
Quartiersentwicklung. Es ist sehr hilfreich, wenn 
sich die Projektinitiativen auf der kommunalen 
Internetseite für Baugemeinschaften und Wohn-
projekte vorstellen und verlinken können. Nach 
der Grundstücksvergabe können die Gruppen 
hier ggf. noch freie Wohnungen anbieten. 

Bei größeren Quartiersentwicklungen können 
Kontaktdaten mit entsprechen Wohnwünschen 
gesammelt werden, die dann anderen Gruppen 
zur Verfügung gestellt werden. Dabei muss 
selbstverständlich kommuniziert werden, was 
mit den Daten passiert und der Datenschutz ein-
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Förderung in Rheinland-Pfalz
Mitglieder von Baugemeinschaften können die 
gängigen Förderungen wie für selbst genutzten 
Wohnraum abrufen. Es gibt auch Förderpro-
gramme, die zur Finanzierung von Genossen-
schaftsanteilen in Anspruch genommen werden 
können. Die Investitions- und Strukturbank 
Rheinland-Pfalz (ISB) als Förderinstitut des Lan-
des bietet entsprechende Darlehen an.

Bewohnergenossenschaften mit mindestens 
30 % gefördertem Wohnraum können zudem in 
der Gründungsphase durch die Kostenübernah-
me von Moderationsleistungen unterstützt wer-
den. Die Förderung erfolgt durch das Finanzmi-
nisterium „Moderationsförderung von Bewoh-
nergenossenschaften“. Innovative gemeinschaft-
liche Wohn- und Quartiersprojekte werden mit 
einer Kostenübernahme für Moderation, profes-
sionelle Begleitung, Öffentlichkeitsarbeit, Perso-
nal- und Sachkosten gefördert. Zu beiden För-
derprogrammen berät die Landesberatungsstelle 
Neues Wohnen (siehe Kontaktadressen), die Un-
terstützung beträgt bis zu 10.000 Euro.

In einem Gespräch mit dem Finanzamt ist das 
Prinzip der Baugemeinschaft zu erläutern und es 
können Informationen zur Bemessungsgrundla-
ge der Grunderwerbssteuer zur Verfügung ge-
stellt werden. Eine verbindliche Abklärung der 
Bemessungsgrundlage ist nicht erzielbar, das Fi-
nanzamt behält sich verständlicherweise immer 
die Einzelfallprüfung vor. Es kann bei bestimm-
ten Konstellationen nicht ausgeschlossen wer-
den, dass der Beitritt in eine Baugemeinschaft 
die Grunderwerbssteuerpflicht über die Grund-
stücks- und Erstellungskosten auslöst. Auf diesen 
Sachverhalt ist in den Vermarktungsunterlagen 
konsequent hinzuweisen.

Die Finanzierung von Baugemeinschafts-

projekten hat einige Besonderheiten, 

sie können bei einer Veranstaltung 

den verschiedenen Banken und 

Finanzdienstleistern erläutert werden.

gehalten werden. Es können auch Projektbörsen 
– auch als Marktplatz der Möglichkeiten be-
zeichnet – organisiert werden, bei denen sich 
bestehende Gruppen mit einem Stand vorstellen 
und so in Kontakt zu potentiellen Interessenten 
kommen. Ein Vortrag über ein bereits realisiertes 
Projekt kann die Veranstaltung ergänzen. Wenn 
sich der Baugemeinschaftsprozess bereits lokal 
etabliert hat, finden die Interessenten häufig 
über die Projektsteuerer und Architekten zu den 
Projektinitiativen. 

Ist das Thema Bauen in Baugemeinschaften in 
der Kommune noch neu, können im Vorfeld der 
Bewerbungsphase von der Stadtverwaltung wei-
tere professionelle Akteure informiert und in den 
Prozess eingebunden werden: Die Finanzierung 
von Baugemeinschaftsprojekten hat einige Be-
sonderheiten, sie können bei einer Veranstaltung 
den verschiedenen Banken und Finanzdienstleis-
tern erläutert werden.



103

3.7		E ntwicklung und Qualitätssicherung
Wenn die Grundstücke vergeben sind, formieren 
sich die Interessentengruppen zu Planungsge-
meinschaften. Für die Stadtverwaltung sollte ein 
Ansprechpartner festgelegt werden, es kann ein 
Geschäftsführer der Planungsgemeinschaft oder 
auch der beauftragte Projektsteuerer sein. Die 
Gruppen beauftragen nun verschiedene Projekt-
partner für die Ausarbeitung einer Planung bis 
zum Bauantrag. In sechs Monaten – bis zur Ver-
längerung der Reservierung – sollte das Projekt 
entwickelt sein und dabei das Konzept, dass die 
Vergabeentscheidung bewirkt hat, im Wesentli-
chen umgesetzt werden. Die Kommunen sollten 
sich regelmäßig über den Projektfortschritt in-
formieren und z. B. alle zwei bis drei Monate ein 
persönliches Gespräch mit den Verantwortlichen 
führen (Statusbericht). Wenn das Projekt nicht 
oder nur schleppend voran kommt oder sich das 
Konzept der Vergabe nicht mehr wiederfindet, 
wird die Grundstücksreservierung nicht verlän-
gert. Falls sich diese Entwicklung bereits durch 
die Statusberichte abzeichnet, ist die Gruppe 
frühzeitig durch entsprechende Rückmeldungen 
zu informieren.

Auch in der Reservierungsphase werden die Pla-
nungsgemeinschaften über aktuelle Themen 
durch einen Newsletter informiert. Zu verschie-
denen Themen – wie zum Beispiel dem Grund-
stückskaufvertrag – können gemeinsame Veran-
staltungen angeboten werden. 

3.8		 Bau- und Nutzungsphase
Wenn mit dem Bauen begonnen wird, ist das 
meiste aus Sicht der Kommune bereits geschafft. 
Sie kann den Prozess des gemeinschaftlichen 
Bauens würdigen, indem sie den Gruppen zum 
Baubeginn eine Zeitkapsel überreicht. 

Bei urbanen Strukturen, die gleichzeitig gebaut 
werden, kann es notwendig sein, eine weisungs-
befugte Baustellenkoordination beispielsweise 
zur Abstimmung von Kranstandorten und -hö-
hen oder zur Terminkoordination des Herstellens 
der Hausanschlüsse einzusetzen.

Kurz vor der Fertigstellung der ersten Gebäude 
kann angeregt werden, ein Forum für den Stadt-
teil einzurichten. Für den Aufbau kann ein klei-
nes Budget bereitgestellt werden. Die Beteili-
gungskultur der Planungs- und Umsetzungspha-
se kann so verstetigt werden, der bereits beste-
hende Kontakt zu den Schlüsselpersonen der 
Projekte ist dafür eine gute Basis.

3.9		F azit
Die Ergebnisse des Baugemeinschaftsprozesses 
„Wohnpark Am Ebenberg“ zeigen, dass es 
sich für Städte lohnt, gemeinsam mit Bürgerin-
nen und Bürgern ein Quartier zu entwickeln und 
zu bauen. Die Erfahrungen aus Landau sind eine 
wichtige Hilfestellung für alle Kommunen, die ei-
nen ähnlichen Weg gehen wollen. Im Werkzeug-
kasten wurden systematisch die wichtigs-
ten Schritte und Fragestellungen auf dem Weg 
zu einer bürgerschaftlichen Quartiersentwick-
lung aufgezeigt. Alle Aussagen dienen der Ori-
entierung und bedürfen der lokalen Anpassung.

Die Stadtverwaltung Landau musste auf weitaus 
geringere Erfahrungen zurückgreifen. Der Er-
folg des dortigen Baugemeinschaftsprozesses im 
„Wohnpark Am Ebenberg“ beruht auf drei we-
sentlichen Faktoren: dem politischen Beschluss, 
der Fähigkeit Fragen pragmatisch zu lösen sowie 
der transparenten Kommunikation mit den Pro-
jektinitiativen.
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4. Quartiersentwicklung mit Baugemeinschaften

Von der Idee zum Konzept

Interne Vorüberlegungen, ob das gemeinschaftliche Bauen das 
Wohnangebot sinnvoll erweitern kann und wo es umgesetzt wer-
den könnte.

Information der Verwaltung und Politik über die Potentiale von Bau-
gemeinschaften und Wohnprojekten.

Grundsatzbeschluss zur Umsetzung von  
Baugemeinschaftsprojekten.

Presseinformation zum Grundsatzbeschluss.

Einrichtung einer zentralen Stelle zum Thema Baugemeinschaften 
und Wohnprojekte, Beginn von Netzwerkarbeit.

Allgemeine Informationsveranstaltung über „Neue 
Wohnformen" für Architekten.

Beschluss zur Vergabe von konkreten Grundstücken an Baugemein-
schaften.

Presseinformation zum Beschluss

Allgemeine Informationsveranstaltung über „Neue 
Wohnformen" für Architekten.

1

2

4

5

6

7

3

Verfahrensschritte Politik und Stadtverwaltung

Verfahrensschritte Öffentlichkeit und professionelle Akteure
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10

9

11

13

12

14

15

16

17

Vom Konzept zu Projekten

Erarbeitung und Beschluss des Bewerbungs- und  
Vergabeverfahrens.

Presseinformation über den geplanten  
Baugemeinschaftsprozess.

Allgemeine Informationsveranstaltung  
„Neue Wohnformen" für Interessenten.

Bürgerwerkstatt „Quartiersentwicklung mit Baugemein-
schaft"

Aufstellen eines Bebauungsplans und Erkundung der Grundstücke.
(Baugrunderkundung, archäologische und Kampfmittelerkundungen. 
Altlastenerkundungen mit Festlegen des Entsorgungsswegs und Be-
rücksichtigung des Naturschutzes).

Presseinformation über die geplante Quartiersent
wicklung mit Baugemeinschaften. Erste Interessenten-
gruppen formieren sich.

Vermarktungsauftakt

Abgabe der Bewerbung (mindestens drei Monate nach 
Vermarktungsauftakt).

Vergabebeschluss

Verschiedene Informationsveranstaltungen für Planungsgemeinschaf-
ten und Abstimmungen der Bauungskonzepte

Grundstückskauf (sechs bis zwölf Monate nach 		
Vergabe).

Begleitung der Quartiersentwicklung und Förderung der Nachbar-
schaft

Würdigung des bürgerschaftlichen Engagements für das Quartier

8

Der Prozess wird durch eine kontinuierliche Pressearbeit begleitet.
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Kontaktadressen

–– Die BaugemeinschaftsArchitekten e.V. sind ein Netzwerk von 
Akteuren, die sich intensiv mit dem Thema Baugemeinschaf-
ten aus verschiedenen Perspektiven beschäftigen. Auf der Web-
site sind einige Broschüren über Baugemeinschaften und Wohn-
projekte als Downloads sowie Kontaktadressen von Dienstleis-
tern zu finden.

	 www.baugemeinschaftsarchitekten.de

–– Der Bundesverband Baugemeinschaften e.V. bündelt Wis-
sen, Ideen, Konzepte, Erfahrungen rund um das gemeinschaft-
liche Bauen und fördert den Austausch unterschiedlicher 		
Akteure miteinander. Auf der Website sind Veranstaltungshin-
weise und Kontaktadressen von Dienstleistern verschiedener 
Professionen zu finden.

	 www.bundesverband-baugemeinschaften.de

–– Der Fokus des Forums für gemeinschaftliches Wohnen e.V., 
Bundesvereinigung liegt in der Förderung von Vielfalt im Woh-
nen und Zusammenhalt im Leben. Dabei besteht ein Schwer-
punkt im Bildungsbereich und der Netzwerkbildung. Auf der 
Internetseite sind verschiedene Broschüren als Downloads so-
wie die Kontaktadressen der Regionalstellen zu finden.

	 www.fgw-ev.de

–– Die Investitions- und Strukturbank (ISB) ist das zentrale För-
derinstitut des Landes Rheinland-Pfalz und unterstützt u. a. die 
Erstellung von Wohnraum.

 	 www.isb.rpl.de

–– Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) ist eine Förder-
bank des Bundes, die u. a. zinsvergünstigte Baudarlehen ver-
gibt.

	 www.kfw.de

–– Die Landesberatungsstelle Neues Wohnen Rheinland- 
Pfalz e.V. bietet neben Netzwerkarbeit verschiedene Bera-
tungsschwerpunkte zu den Themen Wohnprojekte, Generatio
nenwohnen und Wohn-Pflege-Gemeinschaften an. Die Stelle 
berät auch Bewohnergenossenschaften in Gründung zur Mo-
derationsförderung sowie innovative Wohn- und Quartierspro-
jekte zur Anschubförderung.

	 www.lzg-rlp.de/de/landesberatungsstelle-neues-wohnen.html

–– Die Stiftung Trias fördert u. a. Initiativen, die Fragestellungen 
von neuen Formen des Wohnens aufnehmen. Sie gibt verschie-
dene Broschüren zum Thema Rechtsformen von Baugemein-
schafts- und Wohnprojekten heraus, sie können über die Websi-
te bestellt werden.

	 www.stiftung-trias.de

–– Das Wohnprojekteportal unterstützt bei der Neugründung 
von Projektinitiativen und bringt bestehende Gruppen mit Inte-
ressierten in Kontakt bringen. Auf der Seite werden neben der 
Kontaktbörse aktuelle Veranstaltungen, Literatur und Kontakt-
daten von Experten vorgestellt.   

	 www.wohnprojekte-portal.de

–– Der Wohnbund e.V. ist ein Netzwerk aus verschiedenen 
wohnungspolitisch engagierten Akteuren, die mit ihrer Arbeit 
zur Entwicklung und Realisierung zeitgemäßer Wohnformen 
beitragen. Er gibt u. a. Publikationen heraus und führt Veran-
staltungen durch.	

	 www.wohnbund.de

–– Das Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz vergibt 
u.a. Moderationsförderung für Bewohnergenossenschaften in 
Gründung.

	 www.fm.rlp.de

–– Unter der Rubrik „Bauen und Wohnen“ auf der Homepage des 
Finanzministeriums Rheinland-Pfalz finden Interessierte viel-
fältige Informationen u. a. zum Thema Wohnraumförderung, 
Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen sowie zur Initiati-
ve Baukultur Rheinland-Pfalz.

	 www.fm.rlp.de/de/themen/bauen-und-wohnen/

Ansprechpartner in Landau an der Pfalz  

–– Im Baubürgerbüro der Stadt Landau in der Pfalz erhalten Sie 	
u. a. Informationen über die Bebaubarkeit von Grundstücken. 
Zudem werden Ihnen die richtigen Ansprechpartner in der 
Stadtverwaltung vermittelt.

	
	 Baubürgerbüro 
	 Königstraße 21 · 76829 Landau in der Pfalz
	 Tel.: 06341/13-6805
	 E-Mail: buergerbuero.stadtbauamt@landau.de

	 Ansprechpartnerin für Baugemeinschaften in 		
	 Landau in der Pfalz 
	 Frau Sylvia Schmidt-Sercander
	 Stadtverwaltung Landau in der Pfalz
	 Königstraße 21 · 76829 Landau in der Pfalz
	 Tel: 06341/13-6101
	 E-Mail: sylvia.schmidt-sercander@landau.de

–– Weitere Informationen zum „Wohnpark Am Ebenberg“ 	
unter:

	 www.wohnpark-am-ebenberg.de

http://www.baugemeinschaftsarchitekten.de
http://www.fgw-ev.de
http://www.stiftung-trias.de
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